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1 Nachhaltige Flächenentwicklung und Dekarbonisierung 

Klimaschutz und Klimawandelanpassung zählen von der lokalen bis zur globalen Ebene zu den drin-

gendsten politischen und gesellschaftlichen Aufgaben. Um die von den Vereinten Nationen und der 

Bundesregierung formulierten Klimaschutzziele noch zu erreichen, bleibt nur noch wenig Zeit. „Gehen 

Bodenversiegelung und -überplanung ungebremst weiter, verfehlt Deutschland nicht nur seine Flä-

chenverbrauchs-, sondern auch seine Klimaziele“ (Bundesstiftung Baukultur 2018: 6). Die Dekarbonisie-

rung, also die Reduzierung oder Entfernung von CO2 und weiteren Treibhausgasen aus verschiedenen 

Systemen und Aktivitäten, betrifft neben der Umstellung auf erneuerbare Energieproduktion auch die 

Industrie, den Verkehrssektor und viele weitere Bereiche, die auch in der Debatte um die Reduzierung 

des Flächenverbrauchs relevant sind (vgl. Zimmer et al. 2016: 16). Dennoch werden Debatten um eine 

nachhaltige Flächenentwicklung und zum Klimaschutz noch viel zu selten gemeinsam und integrativ 

geführt und falls dies geschieht, wird häufig eher auf Zielkonflikte (z. B. zwischen einer Innenentwick-

lung und dem Schutz urbaner Freiräume unter dem Verweis auf Klimaanpassung und Klimaschutz) 

denn auf Synergien verwiesen.  

Die Stadt- und Regionalplanung kann in vielfältiger Weise die Dekarbonisierung unterstützen, z. B.:  

• Durch eine energiesparende und verkehrsvermeidende Siedlungsentwicklung: Planerische Konzepte 

zur „Kompakten Stadt“ und Innenentwicklung sowie zur „Dezentralen Konzentration“ und einer am 

SPNV orientierten Siedlungsentwicklung dienen der Verkehrsvermeidung und Unterstützung der Mo-

bilitätswende sowie der Verringerung des Energieverbrauchs im Gebäude- und Siedlungsbestand.  

• Durch die Bereitstellung von Flächen für den Ausbau erneuerbarer Energien (insb. Windkraftanlagen 

und Freiflächen-Photovoltaikanlagen).  

• Durch den Freiraumschutz zum Erhalt natürlicher Senken zur Einlagerung klimaschädlicher Stoffe. 

• Durch einen klimaresilienten Stadtumbau und Strategien zur Klimafolgenanpassung.  

(vgl. Fleischhauer 2018; Siedentop 2021) 

Entsprechende Konzepte und Instrumente, wie Bauleitplanung und Raumordnung, die die Dekarboni-

sierung der Siedlungs-, Verkehrs- und Energiesysteme unterstützen können, sind ebenso hinlänglich 

bekannt wie die empirische Evidenz für die klimapolitische Wirksamkeit dieser Maßnahmen. Dennoch 

mangelt es trotz des Zeitdrucks zur Implementation wirksamer Maßnahmen zum Klimaschutz auch an 

der konsequenten Umsetzung dieser planerischen Konzepte. In der vorliegenden wissenschaftlichen 

Expertise steht daher nicht die Frage im Fokus, welches Instrumentarium der Bauleitplanung und der 

Raumordnung zur Verfügung steht, um zum Klimaschutz beizutragen, sondern es soll herausgearbeitet 

werden, warum planerische Konzepte und Instrumente, die eine Dekarbonisierung unterstützen kön-

nen, vielerorts nicht konsequent genug umgesetzt werden, um einen angemessenen Beitrag zur Errei-

chung der Klimaschutzziele zu leisten. Die Expertise setzt damit dort an, wo die bisherige Planungspraxis 

gescheitert ist oder zu wenig erfolgreich war.  

Eine theoretische Erklärung für diese Implementationsdefizite bietet das Konzept des ‚Carbon Lock-In‘. 

‚Carbon Lock-In‘ bezeichnet eine sich selbst erhaltende Trägheit, die durch das auf fossilen Brennstoffen 

basierende Energiesystem erzeugt wird und in der Folge Strategien und Maßnahmen zur Einführung 

alternativer Energietechnologien hemmt (vgl. Seto et al. 2016; Unruh 2000). Das Konzept lässt sich auch 

auf Implementationshindernisse einer transformativen, nachhaltigkeitsorientierten Bauleitplanung 

und Raumordnung übertragen (vgl. Abbildung 1). 
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Zielsetzung und Methodik der Kurzstudie 

Die vorliegende Kurzstudie prüft anhand von Theorien des ‚Carbon Lock-In‘, warum Implementations-

defizite in der Umsetzung von raumplanerischen Konzepten, die eine Dekarbonisierung unterstützen 

können, bestehen. Für das breite Feld der Dekarbonisierung werden exemplarisch die Mobilisierung von 

Flächen für regenerative Energien und die Integration der Siedlungs- und Verkehrsinfrastrukturentwick-

lung (Transit-Oriented Development) betrachtet. Literaturbasiert werden dabei bekannte Implementa-

tionsdefizite in beiden Bereichen ausgearbeitet und mit dem Konzept des ‚Carbon Lock-In‘ verknüpft. 

Vertiefend dazu werden zwei Fallbeispiele betrachtet und ‚Carbon Lock-In‘-Effekte anhand einer Doku-

mentenanalyse (Vergleich von Konzepten, Planentwürfen, Stellungnahmen und Umsetzung) exempla-

risch nachgezeichnet. Im Mittelpunkt steht dabei explizit nicht die Evaluation (Wirkungskontrolle) der 

beiden Fallbeispiele (die auf Basis der für diese vom Umfang her begrenzten Kurzstudie gewählten me-

thodischen Herangehensweise einer reinen Dokumentenanalyse auch gar nicht möglich wäre). Anhand 

der Fallbeispiele soll ausschließlich aufgezeigt werden, dass Effekte eines ‚Carbon Lock-In‘ die Umset-

zung von Konzepten einer transformativen, nachhaltigkeitsorientierten räumlichen Planung behindern. 

Sie stehen exemplarisch für jegliche Art von Fallbeispielen, die über Konzepte und Instrumente der 

räumlichen Planung zu einer Dekarbonisierung beitragen möchten.  

Die Kurzexpertise möchte anhand dieser theoriegeleiteten Analyse aufzeigen, warum es innerhalb un-

seres auf der Nutzung fossiler Energieträger basierenden gesellschaftlichen Systems sowie in Raum- 

und Siedlungsstrukturen, in denen das Individuum von einer CO2-aufwendigen Lebensweise profitiert, 

die Umsetzung nachhaltigkeitsorientierter planerischer Konzepte vielfach scheitert bzw. an den Wirk-

mechanismen des fossilen Systems in gewisser Weise scheitern muss. Dies dient in erster Linie dazu, ein 

Problembewusstsein dafür zu schaffen, wie der gesellschaftliche ,Carbon Lock-In‘ die räumliche Pla-

nung beeinflusst. Lösungsansätze, wie diese Lock-In-Effekte in den diskutierten konkreten planerischen 

Beispielen abgemildert oder sogar aufgelöst werden können, sind hingegen nicht Gegenstand dieser 

Expertise. 

2 Das Konzept des ‚Carbon Lock-In‘ in der Raumentwicklung 

Die Auseinandersetzung mit dem Klimawandel und seinen Folgen stellt eine der dringlichsten gesamt-

gesellschaftlichen Aufgaben unserer Zeit dar. Zu diesem Zweck wurden in den letzten Jahren auf unter-

schiedlichen Ebenen ambitionierte Zielsetzungen zur Reduzierung der CO2-Emissionen gesetzt. Der 

Zielwert des European Green Deal für eine Verringerung der Emissionen in der EU um 55 % bis 2030 und 

das Bundes-Klimaschutzgesetz mit dem 2021 angepassten Ziel einer Reduzierung der Emissionen um 

mindestens 65 % bis 2030 und mindestens 88 % bis 2040 sind dabei ebenso zu nennen, wie die zahlrei-

chen Städte und Gemeinden, die sich ambitionierte Ziele zur Klimaneutralität bis beispielsweise 2030 

gesetzt haben (vgl. UBA: o. S.). Dass die Zielwerte der Vergangenheit mehrfach verfehlt wurden zeigt, 

dass bislang nicht schnell und aktiv genug an der Transformation von Systemen und der Umsetzung 

von Maßnahmen gearbeitet wird. Auch die neuen Zielwerte sind ambitioniert aber notwendig, um die 

katastrophalen Folgen des Klimawandels abzuwenden. Die Dekarbonisierung erfordert somit weitrei-

chende Umstellungen auf kohlenstoffarme und nachhaltige Technologien ebenso wie weitreichende 

Verhaltens- und Nutzungsänderungen.  

Im Energiesektor betrifft sie vor allem die Umstellung von fossilen Brennstoffen zur Strom- und Wärme-

erzeugung auf erneuerbare Energiequellen wie Wind, Sonne und Wasserkraft sowie gesteigerte Energie-

effizienz und die Implementierung von Energiesparmaßnahmen. Im Verkehrssektor bedarf es dabei ne-

ben der Antriebswende auch einer Veränderung des Mobilitätsverhaltens – beispielsweise der starken 

Verlagerung des Modal Split zugunsten des Umweltverbunds.  
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Es gilt, autogerechte Städte umzugestalten, um die Möglichkeiten und die Attraktivität der Nutzung an-

derer Verkehrsmittel und der Reduzierung zurückgelegter Wege zu steigern. Eine relevante Möglichkeit 

stellt dafür die Stadtentwicklung entlang des SPNV mit einer dezidierten Ausrichtung auf kurze Wege, 

hohe Dichten und attraktiven ÖPNV dar. 

Die Raumordnungspolitik hat bereits seit langem Ziele zum Umgang mit dem Klimawandel und seinen 

Folgen formuliert - z. B. zur kompakten Stadt, zur Innenentwicklung oder zur Sicherung von Standorten 

für regenerative Energien. Diese Ziele sind hinreichend bekannt und verbreitet, es werden zugleich aber 

auch eklatante Implementationsdefizite in Planung und Gesellschaft offensichtlich. Ein Erklärungsan-

satz für diese Implementationslücken stellt das Konzept des ‚Carbon Lock-In‘ dar (vgl. Unruh 2000: 817). 

Dieses Konzept kann unterschiedlich ausgelegt und definiert werden und ist inhaltlich eng verflochten 

mit Konzepten der Pfadabhängigkeit. Einen Überblick über die Verwendung in unterschiedlichen Dis-

ziplinen und Kontexten bieten Goldstein et al. (Goldstein et al. 2023).  

Die vorliegende Expertise soll jedoch kein zusätzlicher Beitrag zur Theoriedebatte sein, sondern bedient 

sich für die Analyse von Hemmnissen und Implementationsdefiziten in der Praxis exemplarisch der Aus-

legung von ‚Carbon Lock-In‘, wie Seto et al. (2016) sie auf Basis von Unruh (2000) darstellen. Diese un-

terteilen ‚Carbon Lock-In‘-Effekte in drei übergeordnete Kategorien:  

• den infrastrukturellen und technologischen,  

• den institutionellen und  

• den verhaltensbedingten Lock-In.  

 

Diese Kategorien sollten in der Praxis jedoch keinesfalls isoliert betrachtet werden, da sie ineinander 

verwoben sind und sich gegenseitig beeinflussen. Erste Hinweise für eine Übertragung auf die Raum-

entwicklung liefert eine Darstellung von Siedentop (2021) (vgl. Abbildung 1). 

 

Abbildung 1: 'Carbon Lock-In' in der Raumentwicklung 

Quelle: (Siedentop 2021) 
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Infrastruktureller und technologischer Lock-In 

Die lange Lebensdauer technischer Infrastrukturen, die mit hohen Kosten und langen Finanzierungs-

zeiträumen verbunden sind, trägt dazu bei, dass getroffene Entscheidungen für oder gegen bestimmte 

Systeme langfristige Folgen haben und schwer rückgängig zu machen sind. Neben den Anlagen zur 

Energieerzeugung und leitungsgebundenen Infrastrukturen gilt diese Prämisse vor allem auch für ge-

baute verkehrliche und städtische Strukturen wie Straßen, Schienen und Gebäude. Entsprechend wich-

tig sind informierte Entscheidungen und frühzeitige Interventionen in diesem Bereich (vgl. Seto et al. 

2016: 427 f.). Eine besondere Rolle spielt dabei vor allem das Energiesystem, welches durch die Nutzung 

fossiler Brennstoffe und einem damit einhergehenden hohen Treibhausgasausstoß gekennzeichnet ist.  

Besonders die physische Infrastruktur der Energieproduktion (z. B. Kraftwerke) sowie zu deren Unter-

stützung (z. B. Raffinerien) ist durch Langlebigkeit gekennzeichnet und bindet die Gesellschaft daher an 

einen emissionsintensiven Pfad. Obwohl bereits gebaute Strukturen meist nur kostenintensiv verändert 

werden können, wäre es besser, neu geschaffene Strukturen früher als später zurückzubauen, um zu-

künftig auftretende Schäden (z. B. Emissionen) möglichst gering zu halten. Infrastrukturelle Lock-In-Ef-

fekte können sich auch überlagern. So haben zum Beispiel die Bauweise und die bauliche Umgebung 

Einfluss auf die möglichen Verkehrsangebote für Anwohnende. Ein weiterer Faktor für die Lock-In-Situ-

ation ist die Gemengelage der Beteiligten. So haben beispielsweise Lobbyverbände, die mit fossilen 

Brennstoffen assoziiert sind, großen Einfluss und weiterhin Interesse, dass ihre Brennstoffe auch zukünf-

tig stark genutzt werden. Auch in der Bevölkerung gibt es geteilte Meinungen zu fossilen Brennstoffen 

und erneuerbaren Energien. Ein Infrastruktursystem umzubauen erfordert hohe Investitionen in der Ge-

genwart, der Gegenwert wird hingegen oft erst deutlich später sichtbar. Unter anderem diese Diskre-

panz zwischen Investitionen und deren Nutzen führt dazu, dass nötige Investitionen häufig nicht getä-

tigt werden (vgl. Seto et al. 2016: 427 ff.). 

Institutioneller Lock-In 

Institutionelle Lock-In-Effekte sind das Ergebnis aktiver Entscheidungen von Beteiligten bezüglich Ge-

setzen, Regelungen und Normen sowie (monetären) Einschränkungen und Anreizen. Diese zielen ent-

weder auf den Erhalt eines für die Beteiligten vorteilhaften Status quo oder arbeiten auf einen für sie 

vorteilhaften Wandel hin. Institutionelle und technologische Lock-In-Effekte verbindet eine inhärente 

Trägheit, starke Barrieren gegenüber systemischen Änderungen und hohe Kosten für die Implementie-

rung dieser notwendigen Veränderung. Besonders im Bereich politischer Entscheidungen, deren posi-

tive Implikationen bei systemischen Veränderungen mitunter viele Jahre benötigen, um sicht- und spür-

bar zu werden, stehen (verhältnismäßig) kurze Wahlperioden und die Bequemlichkeit eines Erhalts des 

Status quo in direktem Konflikt miteinander (vgl. Seto et al. 2016: 434). Hier wird die Verbindung zwi-

schen den Arten der Lock-In-Effekte deutlich, da der institutionelle Lock-In einen starken Einfluss auf 

den technologischen Lock-In ausübt. Wie beim technologischen Lock-In zeigt sich auch hier eine starke 

Abhängigkeit von früher getroffenen Entscheidungen, da eine einmal getroffene Entscheidung nur mit 

Mühe wieder revidiert werden kann und beide Arten von Lock-In schwieriger aufzubrechen sind, je län-

ger sie bestehen. Der institutionelle Lock-In ist im Gegensatz zum technologischen jedoch ein beabsich-

tigtes Merkmal der institutionellen Gestaltung. Viele mächtige ökonomische, soziale und politische Be-

teiligte haben ein Interesse daran, den Status quo zu erhalten, um eigene Interessen und Ziele zu erfül-

len. Dies kann auch dazu führen, dass die soziale Wohlfahrt leidet.  
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Die unterschiedlichen Wirkmechanismen von politischen Prozessen und Marktkräften führen dazu, dass 

institutionelle Lock-In-Effekte häufiger auftreten als technologische Lock-In-Effekte. Letztendlich sind 

sich beide Effekte jedoch ähnlich. Es stellt sich ein politisches und institutionelles Gleichgewicht ein, 

welches gegenüber Veränderungen weitgehend resistent ist und sich auf kurzfristige Entscheidungen 

konzentriert. Für einen Systemwandel braucht es jedoch langfristige Perspektiven und ausreichend 

Zeit, um diese auch umzusetzen. Da die institutionelle Sphäre einen starken Einfluss auf andere Gesell-

schaftsbereiche wie die Wirtschaft, Wissenschaft oder das Soziale hat, kommt ihr anders herum aber 

auch eine entscheidende Rolle im Hinblick auf die Dekarbonisierung zu. (vgl. Seto et al. 2016: 433 ff.). 

Gelegenheitsfenster („windows of opportunity“) einen institutionellen und/oder technologischen Lock-

In zu überwinden, ergeben sich durch exogene Schocks oder veränderte Umweltbedingungen, die eine 

Veränderung des Handelns zwingend notwendig machen. Als Beispiel hierfür lässt sich die bundespoli-

tische Diskussion um die Reform des Gebäudeenergiegesetzes in den Jahren 2022/23 nennen. Beim 

konkreten Beispiel führte der Krieg in der Ukraine als exogener Schock dazu, dass eine ambitionierte 

Gesetzesvorlage erstellt wurde, welche den Einbau von Heizungen, die nur mit fossilen Brennstoffen 

betrieben werden können, kurzfristig verbieten wollte und die für eine abnehmende Abhängigkeit ge-

genüber importierten fossilen Brennstoffen aber auch einen effektiveren Klimaschutz sorgen sollte. Der 

Lock-In der konventionellen Heizungstechnologien wirkt in diesem Beispiel allerdings dem exogenen 

Schock entgegen: Aufgrund unterschiedlicher Positionen und dem Wunsch nach Erhalt des Status quo, 

wurde das Gesetz gegenüber der ersten Vorlage deutlich abgeschwächt und mit längeren Übergangs-

fristen versehen (Norddeutscher Rundfunk 2024). Aus klimapolitischer Sicht hat es so deutlich an Wir-

kungskraft verloren.  

Verhaltensbedingter Lock-In 

Als dritter Effekt ist der verhaltensbedingte Lock-In zu nennen, welcher durch menschliche Verhaltens-

weisen, Werte und Gewohnheiten geprägt ist. Diese ändern sich in den meisten Fällen noch langsamer 

als die Technologie und Institutionen. Der verhaltensbedingte Lock-In hat einen erheblichen Einfluss 

auf den Klimawandel. So nimmt zum Beispiel der globale Energieverbrauch aufgrund menschlicher Ver-

haltensweisen zu, obwohl technologische Geräte im Durchschnitt immer energieeffizienter werden. As-

pekte, mit denen unser Verhalten das Klima beeinflusst, sind unter anderem das Konsumverhalten, die 

individuelle Wohnfläche, das Reise- und Mobilitätsverhalten und die Wahl des Wohnstandorts. Wie sehr 

diese Aspekte dabei das Klima belasten, hängt auch von der Gesellschaft ab, in der wir leben. Industrie-

nationen mit einem hohen Lebensstandard haben einen überproportional starken Einfluss auf den Kli-

mawandel. Politische Institutionen konzentrieren sich bisher vor allem auf Veränderungen im Techno-

logie- und Infrastruktursektor, Änderungen im Verhalten der Bevölkerung werden nur selten als Lö-

sungsansätze in Betracht gezogen. So wird zum Beispiel der Ausbau der Ladeinfrastruktur von E-Autos 

vorangetrieben, da die Nutzung dieser nur eine geringfügige Umstellung vom Endverbraucher verlangt. 

Der Ausbau der öffentlichen Verkehrsmittel hingegen ist mit aufwändigen und sehr kostspieligen Infra-

strukturmaßnahmen verbunden, die Voraussetzungen für einen wirtschaftlich tragbaren Ausbau sind in 

ländlichen Gebieten häufig kaum gegeben und der Umstieg auf öffentliche Verkehrsmittel würde zu-

sätzlich eine größere Verhaltensänderung der Bevölkerung voraussetzen (vgl. ebd.: 438 ff.). 

Der verhaltensbedingte Lock-In entsteht einerseits durch individuelle Entscheidungen und andererseits 

aufgrund der vorherrschenden sozialen Strukturen. Bei den individuellen Entscheidungen handelt es 

sich oft um Verhaltensweisen, die durch ständige Wiederholung zu Gewohnheiten werden. Dazu zählen 

zum Beispiel Mobilitätsroutinen: Fährt man jeden Tag mit dem Auto zur Arbeit, wird dieses Verhalten, 

ohne sich ändernde Rahmenbedingungen, nicht ständig reevaluiert, auch wenn es möglicherweise va-

lide Alternativen gäbe (vgl. Lenz 2018: 1546).  
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Dass der Mensch Gewohnheiten entwickelt ist ein natürlicher Prozess, um kognitive Ressourcen zu spa-

ren, da jede bewusste Entscheidung auch Anstrengung für unser Gehirn bedeutet. Um Gewohnheiten 

zu ändern, bedarf es einer gewissen Verhaltenssensitivität und -flexibilität. Ist man sich seines eigenen 

Handelns gar nicht erst bewusst, wird man auch keine Verhaltensänderung anstreben. Weiterhin be-

schäftigen sich Menschen häufig mit Themen oder Inhalten, die den eigenen Lebensstil und damit auch 

die eigenen Verhaltensweisen und Gewohnheiten bestätigen, eine Abkehr vom Status quo wird dadurch 

erschwert. Ein effektiver Lösungsansatz für eine Verhaltensänderung ist eine Kontextänderung. Ein Um-

zug oder der Beginn eines neuen Lebensabschnitts, zum Beispiel der Eintritt in das Rentenalter, führen 

unweigerlich zu neuen Verhaltensmustern und bieten ein window of opportunity um gewohnte Alltags-

routinen, wie das Mobilitätsverhalten, zu durchbrechen. Auch Bildung über den Klimawandel und des-

sen gravierenden Folgen und der Einfluss des eigenen Verhaltens auf diesen können das Bewusstsein 

der eigenen Klimawirksamkeit stärken (vgl. ebd.: 439 ff.). 

Die individuellen Entscheidungen werden zu einem großen Teil durch das gesellschaftliche Umfeld, in 

dem man sich befindet, geprägt. Soziale Normen haben einen starken Einfluss auf die eigene Wahrneh-

mung und unser Verhalten und werden dabei durch ein Netz von individuellen kognitiven Prozessen, 

der Technologie, Werten und Institutionen geprägt. Es zeigt sich daher wieder, dass alle drei Lock-In-

Effekte aufeinander einwirken und nicht isoliert betrachtet werden dürfen. Gerade im Feld des verhal-

tensbedingten Lock-In zeigt sich noch Forschungsbedarf, z. B. müssen Zusammenhänge zwischen Ver-

halten und individueller Verantwortung gegenüber dem Klima noch weiter untersucht werden, um die 

Entstehung und das Fortbestehen von Verhaltensweisen in Bezug auf den Klimawandel vollständig zu 

verstehen (vgl. Seto et al. 2016: 438 ff.). 

3 Transit-Oriented Development 

Der Begriff Transit-Oriented Development (TOD) bezeichnet ein integriertes städtebauliches und ver-

kehrsplanerisches Konzept, Das Konzept beschreibt die Entwicklung urbaner Quartiere mit hoher bau-

licher Dichte in der Nähe von Verkehrsknotenpunkten, insbesondere des schienengebundenen Perso-

nennahverkehrs und die Schaffung lebenswerter, gemischt genutzter Gebiete, in denen Wohn-, Ge-

werbe- und Erholungsflächen kombiniert werden. Ziel ist im Sinne der kompakten Stadt die gute Er-

reichbarkeit von Alltagszielen und eine gute Anbindung und Erreichbarkeit der ÖPNV-Knotenpunkte, 

wodurch Wege reduziert werden, die Anwohnenden einen einfachen Zugang zu öffentlichen Verkehrs-

mitteln haben, der Umweltverbund gestärkt und die Abhängigkeit von privaten Autos verringert wird. 

Zudem wird ein Fokus auf lebenswerte Quartiere und Außenflächen gelegt und eine Stärkung der sozi-

alen Integration und Gemeinschaftsbildung ist Teil des TOD-Ansatzes (vgl. Bolleter/Ramalho 2020: 13 f.; 

Diller/Eichhorn 2021: 166 f.). Dies soll neben dem Fokus auf qualitativ hochwertigen öffentlichen Räu-

men, die Interaktion und Aufenthalt begünstigen, auch durch die Bereitstellung von bezahlbarem 

Wohnraum gelingen. Besonders soziale Gruppen mit geringeren Einkommen sind auf den ÖPNV ange-

wiesen. Bezahlbare Mieten und eine direkte Anbindung an den öffentlichen Verkehr ermöglichen auch 

sozial benachteiligten Menschen gesellschaftliche Teilhabe (vgl. Cornetto 2020: 55). 

Aufgrund seines Potenzials zur Lösung städtischer Verkehrsprobleme (wie überlasteten Straßennetzen 

und damit verbundenen Staus), zur Verringerung der Umweltverschmutzung und zur Verbesserung der 

allgemeinen Mobilität und Lebensqualität in Städten hat das Konzept des TOD in den letzten Jahren 

international große Beachtung erfahren. Die hierzulande eher geringe Verbreitung des Begriffs Transit-

Oriented Development, der ursprünglich von Peter Calthorpe (1993) geprägt wurde, soll jedoch nicht 

darüber hinwegtäuschen, dass sich auch die Raumplanung in Deutschland schon seit langer Zeit mit 

ÖPNV-orientierter Siedlungsentwicklung bzw. „integrierten Siedlungs- und Verkehrsentwicklung“ be-

schäftigt.  
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So wurde bereits 1919 ein Entwicklungskonzept für die Metropolregion Hamburg durch Fritz Schuma-

cher entwickelt, welches viele der heute unter TOD gefassten Merkmale aufweist (vgl. Kossak 2020: 54) 

- für eine ausführliche Darstellung siehe Diller/Eichhorn 2021. Auch auf regionaler Ebene ist die Sied-

lungsentwicklung entlang von Verkehrsachsen (”Dezentrale Konzentration“ und „Punkt-axiale Sied-

lungskonzepte“) seit Jahrzehnten in verschiedenen Ausprägungen fester Bestandteil vieler regionaler 

Planungskonzepte und Strategien (Münter/Osterhage 2018: 1185 ff.).  

TOD-Konzepte werden in der Literatur durch unterschiedliche Kriterien definiert. Eine häufig verwen-

dete Kategorisierung sind die sogenannten “fünf Ds”: der density an Menschen und Gebäuden, der diver-

sity als Mischung von Nutzungen und dem Grad ihrer Ausgewogenheit, design im Sinne der Vorausset-

zungen in der gebauten Umwelt für ihre Fußgänger- und Fahrradfreundlichkeit, destination acessibility 

im Sinne der Erreichbarkeit von Zielorten wie Arbeitsplätzen sowie die distance to transit gemessen als 

Entfernung zum nächsten ÖPNV-Halt (vgl. Ewing/Cervero 2010: 3; Thomas/Bertolini 2020: 4 ff.) Diese 

Merkmale führen zu einer Verringerung der zurückgelegten Fahrzeugkilometer und einer verstärkten 

Nutzung von Verkehrsmitteln des Umweltverbundes. Gleichzeitig tragen sie zur Entstehung lebenswer-

ter Quartiere bei, indem sie „kurze Wege“ ermöglichen und damit die Erledigung der Bedürfnisse des 

Alltags im direkten Wohnumfeld.  

Ergänzend zu den „fünf Ds“ nennt auch Kossaks vier Kriterien, die für eine erfolgreiche Umsetzung von 

TOD relevant sind. Diese sind: ÖPNV als Schwerpunkt für Investitionen, die Abstimmung städtischer Ini-

tiativen mit dem ÖPNV, eine auf den ÖPNV konzentrierte Führung und die Beteiligung und Unterstüt-

zung durch den privaten Sektor. Hierbei stehen im Gegensatz zu den technischen Merkmalen der fünf 

Ds die institutionellen Rahmenbedingungen im Vordergrund (vgl. Kossak 2020: 57). 

Entwicklung im Sinne des TOD kann zu einer besseren Nutzung von Ressourcen, Umweltschutz und 

sozialer Integration führen, aber auch Herausforderungen wie Finanzierung und Planungskoordination, 

Gentrifizierungsprozesse und soziale Ungleichheit mit sich bringen. Auch die Akzeptanz für neue Kon-

zepte in bestehenden Gemeinden und die Sicherstellung der Zugänglichkeit für alle Bevölkerungsgrup-

pen können als Herausforderungen gesehen werden. In der Praxis lässt sich zudem häufig beobachten, 

dass die Planungen weit hinter ihrem Potenzial zurückbleiben und eher dem von Renn beschriebenen 

„Transit-Adjacent Development“ entsprechen. Abbildung 2 zeigt dabei die Differenzierung, die Randel-

hoff in Anlehnung an Renn vornimmt, um die beiden Phänomene voneinander zu unterscheiden (vgl. 

Thomas/Bertolini 2020: 3; Randelhoff 2018).  
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3.1 Hemmnisse und ‚Carbon Lock-In‘-Effekte 

Im Folgenden werden in der Literatur beschriebene Hemmnisfaktoren für Transit-Oriented Develop-

ment mit den drei Kategorien von ‚Carbon Lock-In‘-Effekten nach Seto et al. verknüpft.  

Infrastruktureller und technologischer Lock-In 

In der Umsetzung orientiert sich TOD nicht nur an den Bedürfnissen der Nutzenden des Umweltverbun-

des, sondern bezieht auch die Bedürfnisse der MIV-Nutzenden ein, da diesem im aktuellen Modal Split 

zwischen den Verkehrsträgern die höchste Bedeutung zukommt. So werden zum Beispiel TOD und 

“Park and Ride”- Konzepte verknüpft. Dies bremst eine Verlagerung vom MIV hin zum ÖPNV aus (vgl. 

Diller/Eichhorn 2021: 174; Randelhoff 2018). Durch die Planung zu Gunsten des MIVs gehen Flächen ver-

loren, die genutzt werden könnten, um den Umweltverbund vor Ort oder die Aufenthaltsqualität im 

Quartier zu stärken (vgl. Bolleter/Ramalho 2020: 17). Durch den anhaltenden, parallelen Fokus auf den 

MIV gehen damit Potenziale in der Umsetzung von TOD verloren. 

                                                                  

                                                

                         

                                                                                

 ute Bedin un en   r den Fu  erkehr
 chlechte Bedin un en   r den Fu  erkehr   
 ehlende oder  u eparkte  eh e e   ehlende 
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 ad erkehr

 ehr eschossi er  ohnun sbau um  ro teil  in amilienh user

B ro l chen und  in elhandels l chen entlan  der 
Haupt erkehrsader

Industrielle Landnut un 

 ertikal und hori ontal  emischte Landnut un Nut un sentmischun     trennun 

 ankstellen   utoh user   ri e  hru   rkte und 
andere auto okussierte Nut un en

Abbildung 2: TAD vs. TOD 

Quelle: Eigene Abbildung nach Randelhoff 2018, o.S. 
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Die Idee von TOD ist bei jedem Projekt dieselbe: Siedlungsentwicklung soll sich an Infrastrukturachsen 

des öffentlichen Verkehrs orientieren. In der Praxis gestaltet sich die Umsetzung solcher Quartiere je-

doch immer individuell. TOD kann nicht in jeder Region oder Kommune gleich umgesetzt werden. Bei 

jedem konkreten Fall muss abhängig von der vorhandenen Infrastruktur sowie den sozio-ökonomi-

schen und ökologischen Ausgangsbedingungen ein auf den konkreten Fall angepasstes TOD-Konzept 

entwickelt werden. Dabei kann sich ergeben, dass das Prinzip des TOD im konkreten Fall nicht effektiv 

eingesetzt werden kann oder Abstriche in der Umsetzung ambitionierter Planungen vorgenommen wer-

den müssen. Beispielsweise weisen nicht alle Räume die Voraussetzungen für eine dichte, urbane Be-

bauungsstruktur auf (vgl. Cornetto 2020: 53). 

Institutioneller Lock-In 

Für eine effiziente Nutzung des TOD-Prinzips bedarf es einer hohen baulichen und räumlichen Dichte, 

da ÖPNV erst durch eine Vielzahl an Nutzenden effektiv wird. In suburbanen oder ländlichen Räumen, 

die meist durch gering verdichtete Bebauungsstrukturen geprägt sind, lässt sich TOD daher nur be-

grenzt umsetzen. Vor allem Projektentwickler meiden die Umsetzung in ländlichem Räumen, da die 

Nachfrage nach dichtem Wohnraum in dieser Lage gering ist (vgl. Cornetto 2020: 53). Auch der Nutzen 

von TOD selbst lässt in ländlichen Räumen nach, da die Zahl der potenziell Nutzenden, die Taktfre-

quenz, Anschlussverbindungen und die erreichbaren Ziele geringer sind (vgl. Priebs 2020: 157). Eine Stu-

die zu US-Metropolregionen ergab, dass TOD-Stationen in innerstädtischen Lagen zu einer Reduktion 

des MIV von 70-90% führten, während die Nutzung des MIV in suburbanen Räumen nur eine Reduzierung 

um 15-25% ergab (vgl. Cervero/Arrington 2008: 15). Doch auch in städtischen Räumen zeigen sich Her-

ausforderungen bei der Umsetzung von TOD. Durch die Kleinräumigkeit und die historische Entwick-

lung von deutschen Städten, lassen sich TOD-Konzepte schwerer implementieren als zum Beispiel in 

den “Suburbs” der USA.  

Der Fokus von TOD in Deutschland liegt in der Regel nicht auf dem Ausbau von neuen TOD-Standorten 

inklusive neuer Infrastruktur, sondern auf der Nutzung von Flächenpotenzialen entlang des bestehen-

den SPNVs. Deren Umfeld ist bereits teilweise bebaut und die verbleibenden Flächen sind häufig durch  

fragmentierte Eigentumsverhältnisse gekennzeichnet. Dies kann einen Umsetzungsprozess schon im 

Vorfeld aufhalten, da nicht alle für die Entwicklung benötigten Flächen zur Verfügung stehen oder TOD-

Planungen sogar ganz zum Scheitern bringen, wenn nicht ausreichend Eigentümer*innen bereit sind, 

ihre Flächen für eine Entwicklung zu veräußern (vgl. Bolleter/Ramalho 2020: 17; Thomas et al. 2018: 

1202). Der SPNV spielt in Deutschland als Teil der öffentlichen Daseinsvorsorge traditionell eine große 

Rolle im Verkehrssektor. Die Dichte des öffentlichen (Schienenpersonen)-Verkehrssystems ist daher 

stärker gesättigt als in anderen Ländern (z. B. den USA) und die Ausbau- und Revitalisierungspotenziale 

daher geringer (vgl. büro stadtVerkehr 2021). Eine Studie von Eichhorn et al. 2021 für Nordrhein-Westfa-

len zeigt zudem, dass in den Räumen, welche sich besonders für TOD eignen, da sie eine besonders gute 

Angebotsqualität haben, oft nur noch geringe Flächenpotenziale vorhanden sind und diese häufig auch 

hohe Bodenrichtwerte aufweisen, was ein zusätzliches Entwicklungshemmnis darstellt. Stattdessen zei-

gen sich Flächenpotenziale für TOD in Räumen mit einer schlechten Angebotsqualität, Versorgung und 

geringen Nutzungsdurchmischung (vgl. Eichhorn/Gerten/Diller 2021: 21, 32–33).  

Eine weitere Herausforderung zeigt sich bei der Finanzierung von TOD-Projekten. Hohe Grundstücks- 

und Erschließungskosten reduzieren das Interesse von Projektentwickler*innen, TOD-Quartiere zu pla-

nen und umzusetzen (vgl. Bolleter/Ramalho 2020: 16). Weiterhin fallen bei dem Ausbau der Schieneninf-

rastruktur hohe Kosten an und es kommt zu langen Bauzeiten (vgl. Thomas/Bertolini 2020: 1). Projekt-

entwicklung konzentrieret sich daher eher auf Projekte, welche einen gesicherten Gewinn versprechen 

und sich bereits bewährt haben. Dies impliziert häufig auch, dass sich an bestehenden städtebaulichen 

Strukturen und damit Dichten im Umfeld orientiert wird.  
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Für eine erfolgreiche Umsetzung von TOD bedarf es jedoch einer hohen baulichen Dichte (vgl. Hrelja et 

al. 2022: 9; Thomas/Bertolini 2020: 9). Bereits bestehende Bebauungspläne an einem Standort können 

diesbezüglich ein Hemmnis darstellen, wenn sie keine ausreichende Dichte vorsehen und erst geändert 

werden müssen, damit diese erreicht werden kann. Das gleiche Problem kann auch auftreten, wenn 

bestehende Bebauungspläne im Sinne eines TOD weniger geeignete Nutzungen ausweisen (z. B. hohe 

Anteile an Gewerbe). Bei der Aufstellung von Bebauungsplänen wie auch Bebauungsplanänderung han-

delt es sich ebenfalls um langwierige Prozesse, sodass Planungsprozesse für TOD häufig einen langen 

Vorlauf benötigen (vgl. Thomas/Bertolini 2020: 9 f.). 

Für eine Umsetzung von TOD-Projekten bedarf es einer Zusammenarbeit von Beteiligten aus verschie-

denen öffentlichen Sektoren bzw. Fachplanungen (teils unterschiedlicher Hierarchiestufen bzw. räum-

licher Ebenen) sowie privaten Beteiligten. Diese Zusammenarbeit findet in einem fragmentierten Rege-

lungsumfeld statt, wodurch die Komplexität, der Zeitaufwand, die Unsicherheit, das Risiko und die Kos-

ten von Projekten erhöht werden (vgl. Bolleter/Ramalho 2020: 17). Öffentliche und private Beteiligte ver-

folgen während der Planung oft unterschiedliche Interessen und Ziele, wodurch es zu Konflikten und 

Verzögerungen in der Planung kommen kann (vgl. Thomas/Bertolini 2020: 11). Defizite zeigen sich auch 

in der Zusammenarbeit zwischen der Landnutzungsplanung (hier vor allem Regionalplanung und Bau-

leitplanung) und der Verkehrsplanung. So werden - grob zusammengefasst - in Deutschland die wesent-

lichen Entscheidungen zur Anpassung der SPNV-Infrastruktur auf Bundes- und Landesebene getroffen, 

die Kommune trifft im Rahmen der Bauleitplanung Entscheidungen über die städtebauliche Nutzung 

im Umfeld, während die Entscheidung über die Umsetzung bei privaten Grundstückseigentümern (im 

Umfeld) bzw. der Deutschen Bahn (Stationsgelände) liegt.  

Der Fokus bei TOD liegt besonders auf der Umsetzung eines nachhaltigen Verkehrswesens, eine gute 

Zusammenarbeit zwischen der Gesamtplanung und den Fachplanungen ist daher unerlässlich. In der 

Praxis zeigen sich jedoch oft Schwächen in der Kommunikation und weiteren Arbeitsschritten (vgl. Cor-

netto 2020: 242; vgl. Diller/Eichhorn 2021: 169; Priebs 2020: 153). Um alle Beteiligten und die Bevölke-

rung vom TOD-Konzept zu überzeugen, sind eine einheitliche Strategie und Vision nötig, welche durch 

den Prozess der Planung und Umsetzung führen. In der Praxis zeigt sich, dass genau diese einheitliche 

Sichtweise und Präzision oft fehlen und nicht ausreichend kommuniziert werden (vgl. Hrelja et al. 2022: 

9). Internationale TOD-Ansätze verfolgen zwar die gleiche Idee und dasselbe Ziel, wie diese Ansätze aber 

in der Praxis implementiert werden können, ist von Land zu Land unterschiedlich, da alle Länder ver-

schiedene Grundvoraussetzungen mit sich bringen, wie der Vergleich von TOD in den USA und Deutsch-

land (s. o.) bereits gezeigt hat. Internationale TOD-Konzepte können aufgrund kontextueller Unter-

schiede in Kultur, Gesellschaft, Sprache, räumlichen Mustern, Planungssystemen und finanziellen Res-

sourcen nicht unmittelbar auf räumliche Muster in Deutschland übertragen werden (vgl. Thomas et al. 

2018: 1203). 

Verhaltensbedingter Lock-In 

Die Umsetzung von TOD-Projekten scheitert unter anderem auch an fehlender Akzeptanz der Bewoh-

ner*innen im Umfeld, die aufgrund höherer baulicher Dichte eine Abnahme der Qualität im direkten 

Lebensumfeld fürchten. Auch die Angst vor steigenden Boden- und Mietpreisen und zunehmendem Ver-

kehr spielt dabei eine Rolle (vgl. Bolleter/Ramalho 2020: 13 ff.; Cornetto 2020: 55). Besonders in Bahn-

hofsnähe ist das bezahlbare Wohnen wichtig, da einkommensschwächere Bevölkerungsgruppen in be-

sonderem Maße auf den ÖPNV angewiesen sind (vgl. Thomas/Bertolini 2020: 1; Diller/Eichhorn 2021: 

165). Der Widerstand aus der Anwohnerschaft kann daher zu einem Fortbestehen der aktuellen Pla-

nungs- und Umsetzungskultur führen. Abseits der Anwohnerschaft kritisieren auch lokale Unternehmen 

TOD-Konzepte. Steigende Mieten und ein sich veränderndes Kaufverhalten (aufgrund des Bevölke-

rungswechsels) können zu einer Verdrängung der lokal ansässigen Betriebe führen (vgl. Thomas/Berto-

lini 2020: 9).  
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Eine breite und niedrigschwellige Beteiligung während der Planung kann die Akzeptanz bei Anwohnen-

den und private Unternehmen für TOD steigern (vgl. Cornetto 2020: 240; Thomas et al. 2018: 1203, 1211). 

Ein weiteres Hemmnis ist das Fehlen von standardisierten Kriterien und Zielwerten für TOD-Projekte, 

sodass die Kommunen in Teilen gar nicht genau wissen, was für ein Standard erstrebenswert und nötig 

ist (vgl. Hale 2014: 504). Dies kann dazu führen, dass Transit-Adjacent-Development-Siedlungen statt 

Transit-Oriented-Development-Projekte umgesetzt werden. In der Praxis zeigt sich zudem, dass bei der 

Planung und Umsetzung auch die Designqualität von TOD-Quartieren zum Teil als nicht ausreichend 

angesehen wird und gestalterische Möglichkeiten aufgrund einer technisch fokussierten Umsetzung un-

genutzt bleiben (vgl. Priebs 2020: 165; Thomas et al. 2018: 1202). Die Quartiere sind häufig durch mo-

derne und hohe Gebäude geprägt, welche teils als unästhetisch empfunden werden, u. a. da sie sich 

nicht in den jeweiligen räumlichen Kontext einpassen. Dies ist zum Teil darauf zurückzuführen, dass 

städtebauliche Konzepte aus anderen Kontexten lediglich kopiert werden, da es Verwaltung und Pla-

nung an Ressourcen, aber teils auch der Bereitschaft fehlt, zu experimentieren und neue, ortsange-

passte Ansätze zu entwickeln (vgl. Thomas et al. 2018: 1202–1203). In Deutschland folgt die Ausweisung 

von Wohnbauland in der Regel als Reaktion auf die Nachfrage nach Bauland und Wohnraum durch die 

Bevölkerung und wird erst nachgelagert – wenn eine entsprechende Nachfrage zu erwarten ist – an den 

ÖPNV angeschlossen. Beim TOD wird das Prinzip jedoch umgedreht, die Stadt geht in „Vorkasse” und 

entwickelt ein verkehrsangepasstes Quartier. Dieses Angebot soll dann potenzielle Anwohnende an-

sprechen, sodass diese ihren alten Wohnort verlassen und in ein klimafreundlicheres Quartier umzie-

hen. Wie bereits erwähnt wurde, besteht aus der Bevölkerung jedoch oft nicht die Nachfrage nach TOD-

Quartieren, sodass dies zu einem Teufelskreis führen kann (vgl. büro stadtVerkehr 2021). Anzumerken 

ist, dass die Ursachen für das Festhalten an einer „bedarfsgerechten” Planung nicht nur bei den Kom-

munen liegen. Die „Standardisierte Bewertung von Verkehrswegeinvestitionen im öffentlichen Perso-

nennahverkehr” dient als bundeseinheitliche Entscheidungsgrundlage für öffentliche Investitionsent-

scheidungen im ÖPNV. Diese legt fest, dass Linien erst gebaut werden dürfen, wenn der Bedarf vorhan-

den ist oder nachgewiesen werden kann. Daraus resultiert ein Henne-Ei-Problem: Ohne einen nachge-

wiesenen Bedarf darf die Verkehrsplanung keine neuen ÖPNV-Linien und damit TOD-Quartiere realisie-

ren (ebd.: 1; Intraplan Consult GmbH/Verkehrswissenschaftliches Institut Stuttgart GmbH 2023). Ohne 

das Angebot eines TOD-Quartiers wiederum wird die Bevölkerung nicht motiviert, TOD-Quartiere zu 

nutzen und ihr Verkehrsverhalten zu verändern, sodass kein Bedarf nach Transit-Oriented-Development 

besteht/entsteht (vgl. Intraplan Consult GmbH/Verkehrswissenschaftliches Institut Stuttgart GmbH 

2023). 

Betrachtet man die bereits genannten Hemmnisse, zeigt sich, dass es sich bei der Entwicklung von TOD-

Projekten um komplexe Prozesse handelt. Der Erfolg einer TOD-Planung ist nicht garantiert und es be-

steht Planungsunsicherheit. Daher schätzen viele Kommunen und Projektentwickler*innen deren Pla-

nung als riskant ein und weichen auf konventionelle Immobilienprojekte aus, welche potenziell eine 

schlechtere Klimabilanz aufweisen als erfolgreich umgesetzte TOD-Projekte. Das Festhalten an konven-

tionellen Immobilienprojekten kann insofern auch als ‚Carbon Lock-In‘ betrachtet werden (vgl. 

Thomas/Bertolini 2020: 11, 15). Die Hemmnisse lassen sich in unterschiedlichen Fachpolitiken und bei 

unterschiedlichen Beteiligten verorten. Es reicht nicht, eine ausreichende Infrastruktur bereitzustellen, 

es muss auch die Bevölkerung mitgenommen, sozialer Ungleichheit entgegengewirkt werden usw. Dies 

bedarf einer integrativen und interdisziplinären Herangehensweise (vgl. Thomas et al. 2018: 1203). 
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3.2 Fallbeispiel „Neue Bahnstadt Opladen“ 

Bei der „Neuen Bahnstadt Opladen“ handelt es 

sich um ein Bahnhofsquartier in Opladen, einem 

Stadtteil von Leverkusen. Leverkusen befindet 

sich in einem Städtedreieck aus den Städten 

Köln, Düsseldorf und Wuppertal. Das 72 Hektar 

große ehemalige Ausbesserungswerk der Deut-

schen Bahn wurde 2003 geschlossen. Aufgrund 

der vorherigen Nutzung ist das Quartier durch ei-

nen Bahnhof angebunden, die umliegenden 

Städte können mit dem SPNV innerhalb kurzer 

Zeit erreicht werden. Das Quartier wird durch die 

Gleise des Bahnhofs in eine West- und Ostseite 

getrennt, wobei die Westseite direkt an das Opla-

dener Stadtteilzentrum angrenzt. Der Bahnhof 

befand sich vor Umsetzungsbeginn in einer Insel-

lage, da er zu beiden Seiten von Personen- und 

Gütergleisen umgeben war (vgl. neue bahnstadt 

opladen GmbH 2024). Für die Entwicklung der 

Fläche fand 2006 ein Städtebaulicher Wettbe-

werb zur Umgestaltung der Fläche statt. Das Ziel 

war neben dem Aufbau des Bahnquartiers auch 

eine Belebung des Opladener Zentrums (vgl. 

wettbewerbe aktuell 2006). Der Gewinnerentwurf 

(vgl. Abbildung 3) sieht für den Großteil der Bahn-

gebäude einen Abriss vor, einzelne, denkmalpfle-

gerisch relevante Gebäude sollen jedoch erhal-

ten und in das neue Stadtbild integriert werden. Die beiden Bahntrassen sollen zu einer gemeinsamen 

Trasse gebündelt werden, sodass der Bahnhof sich in die Westseite des Quartiers eingliedern kann. 

Während die Westseite des Quartiers aufgrund der Nähe zur Opladener Innenstadt eine hohe bauliche 

Dichte aufweisen soll (vor allem Geschosswohnungsbau), zeigt sich auf der Ostseite entsprechend des 

städtebaulichen Kontextes eine geringere bauliche Dichte mit 274 geplanten Wohneinheiten in Form 

von Mehrfamilien- und Reihenhäusern. Des Weiteren sind auf der Ostseite ein Campus der Technischen 

Hochschule Köln, ein Studierendenwohnheim, soziale Angebote, wie zum Beispiel ein Mehrgeneratio-

nen-Wohnen oder das „Haus der Jugend“ sowie ein Gewerbegebiet geplant. Ziel der Planungen ist ein 

durchmischtes Quartier, welches sich durch vielfältige Strukturen auszeichnet. Zentral im Entwurf sind 

auch die Grünstrukturen, die sich durch das Quartier ziehen und den öffentlichen Raum prägen. Bei der 

sogenannten „Grünen Mitte“ im Zentrum der Ostseite handelt es sich um eine zwei Hektar große Spiel- 

und Freifläche. Abbildung 4 zeigt, dass auch auf der Westseite des Quartiers ein grünes Band geplant ist, 

welches sich durch das Quartier zieht (vgl. neue bahnstadt opladen GmbH 2024; GREENBOX LAND-

SCHAFTSARCHITEKTEN Partnerschaftsgesellschaft mbB 2024). 

Abbildung 3: Gewinnerentwurf für die Neue Bahnstadt Opladen 

Quelle: neue bahnstadt opladen GmbH 2024 



Transit-Oriented Development 15 

Bei der Westseite, auch „Opladener Bahnhofsquartier“ genannt, handelt es sich um ein zwölf Hektar 

großes Areal, dessen Bebauung sich noch in der Umsetzung befindet. Geplant ist eine hohe bauliche 

Dichte mit vier- bis siebengeschossigen Gebäuden. Ungefähr die Hälfte der verfügbaren Flächen soll für 

Büros und Dienstleistungen genutzt werden, die andere Hälfte teilt sich auf Wohn- und Einzelhandels-

nutzungen auf. Dabei sind circa 500 Wohneinheiten geplant, welche sich durch vielseitige Wohnungsty-

pen und -angebote auszeichnen sollen. Für eine direkte Verbindung und eine erleichterte Erreichbarkeit 

zwischen der östlichen und der westlichen Entwicklungsfläche werden zwei neue Brücken gebaut. Die 

Westseite ist direkt mit dem Bahnhof verbunden und bietet daher einen direkten Anschluss an den 

SPNV. Für verbesserte Umsteigemöglichkeiten soll der zentrale Busbahnhof in das Quartier zur Bahn-

hofsbrücke verlegt werden. Für Parkmöglichkeiten sollen allein auf der Westseite des Areals 400 PKW-

Stellplätze und ein Fahrradparkhaus realisiert werden. Weiterhin wird das Angebot durch eine Mobilsta-

tion im Osten des Quartiers ergänzt, welche unter anderem Ladeinfrastruktur für E-Mobilität und Sha-

ringangebote bereitstellt (vgl. neue bahnstadt opladen GmbH 2024). 

Inzwischen wurde ein großer Teil der Planungen bereits umgesetzt, nur einzelne Bauabschnitte auf der 

Westseite sind noch nicht beendet. Dies ist für 2024 geplant. Wie auch in der Planung vorgesehen, zeich-

nen sich die Wohngebiete der Ostseite durch eine geringe bauliche Dichte und lose Baukanten aus, die 

Westseite hingegen orientiert sich stärker am Opladener Zentrum und weist eine höhere städtebauliche 

Dichte und feste Baukanten auf (vgl. neue bahnstadt opladen GmbH 2024). Die Planungen fügen sich 

damit auch in den umgebenden städtebaulichen Kontext ein. Das Projekt kann in Hinblick auf eine er-

folgreiche Umsetzung als ein Beispiel für eine konsequente und weitgehend fristgerechte Planung ge-

sehen werden. Betrachtet man jedoch die weiteren Entwürfe, die 2006 im Architekturwettbewerb vor-

gestellt wurden, lässt sich die Frage stellen, warum gerade ein Entwurf gewonnen hat, der teilweise eine 

geringe Dichte aufweist, obwohl das Quartier eine innerstädtische Lage besitzt und auch einen Bahn-

anschluss mit sehr guter Anbindungsqualität aufweist. Für eine bessere Klima- und Umweltbilanz und 

eine möglichst intensive Nutzung des SPNVs im Sinne des TOD ist es hingegen wichtig, Bahnhofsquar-

tiere mit einer hohen baulichen Dichte zu planen. Trotz der direkten Nähe zum Bahnhof Opladen ver-

zeichnet die Bahnstadt teils sehr niedrige Dichten, insbesondere die Einfamilienhausstrukturen auf der 

Ostseite. Dass eine höhere Dichte möglich gewesen wäre, wird in anderen Entwürfen des Wettbewerbs 

deutlich (vgl. Abbildung 5). Auch in dem hier dargestellten Entwurf lassen sich zwar vereinzelt Einfami-

lienhäuser als Solitäre erkennen, der generelle Tonus liegt aber deutlich auf einer höheren baulichen 

Abbildung 4: Planungen für die Westseite des Areals 

Quelle: Greenbox Landschaftsarchitekten Partnergesellschaft mbB 2024 
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Dichte, welche mehr Wohnraum im Quartier ermöglicht (vgl. ASTOC ARCHITECTS AND PLANNERS 

GmbH/URBAN CATALYST Landschaftsarchitektur/ARGUS Stadt und Verkehr 2006). 

Auch die zahlreichen PKW-Stellplätze, so-

wohl in Bahnhofsnähe als auch auf den 

Grundstücken der Wohngebäude zeigen, 

dass kein spezifischer Fokus auf einer Re-

duzierung des MIV lag. Dabei können sich 

institutionelle Lock-In-Effekte darin zei-

gen, dass durch möglicherweise beste-

hende Stellplatzsatzungen rechtliche Vor-

gaben zur Anzahl der benötigten Stell-

plätze nicht unterschritten werden dürfen. 

Die Ausgestaltung dieser Stellplatzanzahl, 

in diesem Fall oberirdisch an den jeweili-

gen Häusern im Vergleich zu gebündelten 

und/oder unterirdischen Parkmöglichkei-

ten wie z. B. Quartiersgaragen zeigen je-

doch auch individuelle Präferenzen und 

gesellschaftlich gewünschte und nachge-

fragte Strukturen auf. Die 400 öffentlichen 

Parkplätze, welche entlang des Bahnhofs 

auf der Westseite entstehen sollen, unter-

streichen diesen Eindruck. In nachfolgen-

den Planungsabschnitten werden diese al-

lerdings durch eine Verlegung des Bus-

bahnhofs, ein Fahrradparkhaus und Ele-

mente einer Mobilstation ergänzt (vgl. 

neue bahnstadt opladen GmbH 2024).  

Eine weitere Herausforderung zeigt sich im 

Hinblick auf die soziale Durchmischung im 

Plangebiet. Durch den starken Fokus auf Einfamilienhäuser wird vor allem eine Klientel mit einem hö-

heren Einkommen angesprochen. Dennoch ist innerhalb der Geschosswohnungsbestände auch geför-

derter Wohnraum entstanden. (vgl. Käding 2023). 

Umsetzungsschwierigkeiten im Quartier zeigen sich unter anderem in der Verzögerung von Planungs- 

und Bauprozessen. Der Campus der Technischen Hochschule zum Beispiel sollte nach Planungen be-

reits 2013 bezugsfertig sein, stattdessen wurde aufgrund finanzieller Schwierigkeiten erst 2017 mit dem 

Bau begonnen. Die Verzögerungen werden neben den finanziellen Herausforderungen auch aufgrund 

einer vielfältigen Beteiligtenstruktur (z. B. war die Deutsche Bahn für die Umlegung der Gleise verant-

wortlich) und kleinteiliger Planungen verursacht (vgl. Gerhards 2022). Wie bereits dargelegt, konnte ein 

Großteil der Planungen aber innerhalb des gesetzten Zeitraums umgesetzt werden. 

Die Bauprozesse konzentrierten sich anfangs vor allem auf die Umsetzung von Wohnen in geringerer 

Dichte, da zuerst das „Wohnen am grünen Kreuz“ und das „Quartier am Campus“ fertiggestellt wurden. 

Die Westseite des Plangebiets, die eine höhere bauliche Dichte und mehr Wohneinheiten mit günstige-

ren Konditionen aufweist, befindet sich aktuell noch in der Bauphase. 

Die Einfamilienhausgebiete sind autofreundlich gestaltet. Der öffentliche Mobilitätshub wurde erst 2022 

fertiggestellt, das Fahrradparkhaus am Bahnhof erst 2023 (vgl. neue bahnstadt opladen GmbH 2024). 

Der MIV spielte daher insbesondere in der Anfangsphase des Projekts eine bedeutende Rolle. Die 

Abbildung 5: Alternativer Entwurf für die Ostseite 

Quelle: ASTOC ARCHITECTS AND PLANNERS GmbH mit URBAN CA-

TALYST Landschaftsarchitektur und ARGUS Stadt und Verkehr 2006 
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beschriebene Reihenfolge der Bauabschnitte kann durch unterschiedliche interne und externe Fakto-

ren bestimmt werden. Neben eigenen Priorisierungen der Projektentwicklung können auch die Verfüg-

barkeit von Grundstücken, die Suche nach Käufer*innen, Investor*innen und Immobilienentwickler*in-

nen sowie die Komplexität der Planungsprozesse in den einzelnen Bauabschnitten eine Rolle spielen. 

Die Baureihenfolge kann jedoch über die initial vorhandene bauliche Ausstattung Einfluss auf die Sozi-

alstruktur im Quartier (z. B. über die Kaufkraft) und die individuellen Verhaltensroutinen (z. B. das Mobi-

litätsverhalten) nehmen. Im Sinne der Etablierung von Mobilitätsroutinen und der Schwierigkeit, diese 

nachträglich aufzubrechen und zu verändern, kann in Frage gestellt werden, inwieweit sich Anwoh-

ner*innen, die zuerst das Auto genutzt haben, nachträglich für eine Verhaltensänderung und Nutzung 

des Mobilitätshubs oder des Fahrradparkhauses entscheiden, wenn sie sich schon seit längerer Zeit auf 

den MIV verlassen. Anschluss findet diese Erkenntnis auch an das Positionspapier der ARL zur „großen 

Transformation“, in der ebenfalls aufgezeigt wird, dass soziale Praktiken – wie beispielsweise Mobilitäts-

routinen - stärkere Berücksichtigung in der Planungspraxis finden müssen und das (neben vielen weite-

ren spannenden Erkenntnissen) lange Planungsprozesse im Verlauf flexibler an neue Rahmenbedingun-

gen und Ziele anpassbar sein müssen (vgl. ARL 2024: 4 ff.).   

Zusammenfassend kann gesagt werden, dass die Neue Bahnstadt Opladen ein gutes Beispiel eines fort-

schrittlichen und auf Nachhaltigkeit ausgerichteten städtebaulichen Projekts ist, das jedoch das mögli-

che Gesamtpotenzial der Lage und Fläche nicht in vollem Umfang ausschöpft. Es lassen sich Anzeichen 

für verschiedene Ausprägungen von Carbon-Lock-In-Effekten in der Planung und Umsetzung der Neuen 

Bahnstadt Opladen feststellen: Dies beginnt bei der Wahl des Entwurfs, der zumindest in Teilen Einfa-

milienhäuser und damit eine geringere Bebauungsdichte vorsieht. Konkurrierende Entwürfe hatten auf 

eine höhere Bebauungsdichte gesetzt. Ein indirekter Effekt tritt dadurch auf, dass eben diese Bereiche 

mit geringerer Bebauungsdichte zuerst umgesetzt wurden. Hinzu kommt, dass diese Bereiche mit ge-

ringerer Bebauungsdichte autofreundlich gestaltet wurden, was indirekt zu einer geringeren Attraktivi-

tät des ÖPNV führt, und somit dem initialen Gedanken hinter TOD entgegenwirkt. Die Gestaltung hat 

zudem einen Einfluss auf die Bewohnenden-Struktur: Einkommensschwächere Gruppen, die tendenzi-

ell eher auf den ÖPNV angewiesen sind, werden erst durch den später umgesetzten Geschosswoh-

nungsbau im westlichen Teil angesprochen. Abschließend sei noch die Priorisierung der MIV-Infrastruk-

tur gegenüber der des Umweltverbunds genannt: MIV-Stellplätze wurden von Beginn an umgesetzt (zu-

dem überirdisch und nicht gebündelt), das Fahrradparkhaus erst ganz am Ende des Bauvorhabens, 

wodurch sich MIV-affine Mobilitätsroutinen etablieren konnten, die schwer wieder aufzubrechen sein 

können.  

Für eine genauere Untersuchung der Restriktionen, die konkreten Planungsentscheidungen zugrunde 

liegen, kann eine Dokumentenanalyse wie im vorliegenden Fall jedoch lediglich ein Startpunkt sein. Vor 

allem zur Gewichtung von Lock-In-Effekten im raumplanerischen Entscheidungsprozess müssten ver-

tiefende Interviews mit den Planungsbeteiligten geführt werden. Auch Aussagen zum realen Mobilitäts-

verhalten der Einwohnenden, zur Nutzungsmischung und zur weiteren Klassifizierung von Quartieren 

nach TOD- und TAD-Kriterien müssten anhand von Befragungen und GIS-Analysen vertiefend unter-

sucht werden.  

  



Flächen für erneuerbare Energien: Fokus Freiflächen-PV 18 

4 Flächen für erneuerbare Energien: Fokus Freiflächen-PV 

Die Umstellung der Energieproduktion auf erneuerbare Energiequellen trägt zur Erreichung der Ziele 

des Klimaschutzes bei und fördert die Unabhängigkeit von Energieimporten aus Drittstaaten. Hierfür ist 

ein massiver Ausbau der Erzeugungsanlagen erneuerbarer Energien nötig. Insgesamt soll die installierte 

Leistung von Solaranlagen (Dachanlagen, Freiflächenanlagen, besondere Solaranlagen) auf 215 Giga-

watt (GW) im Jahr 2030 gesteigert werden. Für das Jahr 2040 wurde ein Zielwert von 400 GW festgelegt. 

Geplant ist es, den Ausbaupfad in Zukunft hälftig auf Dach- und Freiflächen zu verteilen (vgl. Bundesre-

gierung 2022: 2 f.). Die Energieerzeugung durch Photovoltaik (PV) mit sinkenden Realisierungskosten 

und steigender Moduleffizienz hat somit das Potenzial, eine zentrale Rolle bei der Energiewende in 

Deutschland zu spielen (vgl. Einig et al. 2022: 4). Der geplante Ausbau von Freiflächen-Photovoltaikan-

lagen (FPV-Anlagen) muss dabei jedoch aktiv raumplanerisch gesteuert werden, um die Entwicklung 

möglichst auf gesamträumlich sinnvolle und verträgliche Flächen zu lenken (vgl. ebd.: 2; Seht 2022: 189). 

Die Freiflächen-PV lässt sich in verschiedene Typen des Aufbaus unterscheiden, neben den bodennahen 

Freiflächenanlagen gibt es noch Floating (schwimmende) PV-Anlagen und Agri-PV, welche die Nutzun-

gen von Landwirtschaft und Energieproduktion kombiniert. In der Praxis können beispielsweise aufge-

ständerte PV-Module auf einer Weide stehen, welche gleichzeitig als Raum für Viehwirtschaft genutzt 

werden (vgl. UBA 2023). 

FPV-Anlagen bieten die Möglichkeit, große zusammenhängende Flächen mit PV-Anlagen auszurüsten, 

unter denen Flora und Fauna grundsätzlich weiterhin gedeihen können und haben den zusätzlichen 

Vorteil, dass ein Rückbau zukünftig relativ unproblematisch möglich ist. Bei der Aufstellung auf bereits 

versiegelten Flächen in Ortslagen wie Stellplätzen oder Baubrachen ergibt sich der Vorteil, dass keine 

neuen Flächen im Außenbereich in Anspruch genommen werden und die Beschattung durch die Anla-

gen sogar positive Effekte auf urbane Hitzeinseln bieten kann (vgl. Einig et al. 2022: 5; Wirth 2023: 33). 

Durch die zum 1.1.2023 in Kraft getretene Änderung des Erneuerbare Energien Gesetzes (EEG) haben 

inzwischen mehr Flächen für FPV-Anlagen Anspruch auf Förderung, als dies vorher der Fall war. Z. B. 

wurden die Randstreifen entlang von Schienen und Autobahnen von 200 m auf 500 m erhöht und Agri-

PV wurde in die reguläre EEG-Förderung aufgenommen.  

 

Flächenbedarf und Art der FPV-Anlagen haben sich in den letzten Jahren verändert. Technisch bessere 

Anlagen und sinkende Kosten ermöglichen es, auf weniger Fläche die gleiche Leistung zu installieren 

und interne Beschattung weniger berücksichtigen zu müssen. Somit entsteht für Agri-PV-Anlagen eine 

hohe Flächeneffizienz, die vor allem die Konkurrenz mit Futter und Nahrungsmittelerzeugung verrin-

gert. FPV-Anlagen sind flächenbezogen um ein vielfaches produktiver als die Produktion von Biomasse 

für die energetische Nutzung (vgl. Wirth 2023: 37). Die Installation von FPV-Anlagen in landwirtschaftli-

chen Gebieten kann jedoch auch zu Konflikten mit anderen Landnutzungen und zu Problemen mit der 

sozialen Akzeptanz führen (vgl. Hilker et al. 2023). Integrierte Anlagen wie beispielsweise Agri-PV, die 

Stromerzeugung mit landwirtschaftlicher Nutzung kombinieren, können diese Konflikte abmildern und 

die Landnutzungseffizienz durch die Mehrfachnutzung der Flächen erhöhen (vgl. Reker et al. 2022). 

Diese werden durch das EEG aber nur gefördert, solange die Flächen weiterhin überwiegend landwirt-

schaftlich genutzt werden (vgl. UBA 2023). Durch die geringere Anzahl möglicher Paneele im Vergleich 

zu ausschließlich für PV genutzten Flächen, können Agri-PV Anlagen für die Betreibenden weniger wirt-

schaftlich sein. Um die langfristige soziale Akzeptanz sicherzustellen, ist es wichtig, bei der Planung und 

Umsetzung von PV-Projekten ökologische Standards, lokale Interessen und spezifische regionale Be-

dingungen zu berücksichtigen (vgl. Sponagel et al. 2023). In der großen Mehrzahl werden daher FPV-

Anlagen derzeit als konventionelle FPV-Anlagen und nicht als Agri-FPV-Anlagen umgesetzt. Im Fokus 

dieser Kurzstudie stehen daher die mit konventionellen Anlagen verbundenen Hemmnisse und ‚Carbon 

Lock-In‘ Effekte.  
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4.1 Hemmnisse und ‚Carbon Lock-In‘-Effekte 

Technologischer Lock-In 

Ein zentraler Aspekt des technologischen Lock-In im Freiflächen-Photovoltaik-Ausbau ist die unzu-

reichende Infrastruktur, insbesondere die Engpässe im Übertragungsnetz. Das bestehende Netz ist zum 

Teil nicht flexibel genug, um den Anforderungen der erneuerbaren Energien gerecht zu werden, was zu 

einer Trägheit des Systems und zur Verankerung der bestehenden Technologien führt. Auch die Netz-

bedarfsplanung hat aktuell Schwierigkeiten, mit den dynamischen Entwicklungen im Bereich der er-

neuerbaren Energien umzugehen. Insgesamt sind flexible und unbürokratische Lösungen bei der Pla-

nung und Umsetzung von Anlagen und Verteilernetzen notwendig (vgl. Seht 2022: 191 ff.; Flecken 2020: 

833 ff.). 

Die Rolle von Speichertechnologien wird in der Literatur unterschiedlich dargestellt. An einigen Stellen 

werden fehlende Speicherkapazitäten als Hemmnis für die zügige Umsetzung der Energiewende ge-

nannt (vgl. Seht 2022: 192), andere Studien kommen jedoch zu dem Schluss, dass vor allem kurz- bis 

mittelfristig noch kein Speicherproblem besteht und die Weiterentwicklung von Speichertechnologien 

z. T. sogar durch zu geringe Auslastung eingestellt wurden (vgl. Wirth 2023: 29). Die Abhängigkeit der 

Technologien von bestimmten Rohstoffen in Verbindung mit globalen Lieferketten führt zu einer Anfäl-

ligkeit gegenüber steigenden Rohstoffpreisen und der generell steigenden Kapitalkosten. In diesem 

Punkt ist jedoch damit zu rechnen, dass sich die aktuell sehr dynamische Entwicklung der PV-Techno-

logien in Zukunft fortsetzen wird. Somit können Bedarfe sich zukünftig durch Effizienzsteigerungen 

stark verändern oder in Einzelfällen durch neue Technologien gänzlich entfallen. Genaue Prognosen 

sind in diesem Bereich jedoch langfristig nicht ermittelbar (vgl. Falkenberg et al. 2019: 23 f.).  

Die vielfältigen Ausprägungen von FPV-Anlagen bringen differenzierte Auswirkungen auf Natur- und 

Umweltbelange mit sich, insofern kann in diesem Fall kein technologischer Lock-In Effekt aufgezeigt 

werden, die Umweltauswirkungen der einzelnen Systeme müssen jedoch in Planung und Umsetzung 

zwingend mitberücksichtigt werden. Integrierte PV-Anlagen wie PV auf extensiv bewirtschafteten Grün-

flächen, Agri-PV in Verbindung mit verschiedenen Anbau- und Pflanzenarten und Floating-PV-Anlagen 

werden kaum langfristige negative Umweltauswirkungen und zum Teil sogar positive Effekte zum Bei-

spiel auf die Biodiversität zugeschrieben (vgl. Seht 2022: 195; Wirth 2023: 30 ff.).  

Institutioneller Lock-In 

Da FPV-Anlagen aktuell keine privilegierten Vorhaben im Außenbereich i. S. des § 35 Abs. 1 BauGB dar-

stellen, liegt eine Planungs- und Genehmigungspflicht auf Grundlage der kommunalen Bauleitplanung 

vor (vgl. Seht 2022: 194). Dabei muss die Zulässigkeit von PV-Nutzungen im Flächennutzungsplan dar-

gestellt sein und ein Bebauungsplan für das entsprechende Gebiet aufgestellt werden. Die Praxis zeigt 

aktuell vor allem projekt- und anlassbezogene Planungen, die selten auf raumordnerischen (bzw. städ-

tebaulichen) und umweltverträglichen Steuerungskonzepten basiert. Während sich die Ausbauziele in-

zwischen recht klar darstellen, sind die Ausbaupfade auf Bundes- und Landesebene zum Teil noch zu 

unklar formuliert und lassen keine Ableitung regionaler Zielgrößen zu. Diese und weitere fehlende Vor-

gaben - die Kommunen sind nicht an PV-Mindestwerte gebunden, es besteht keine PV-Pflicht bei Neu-

versiegelungen - führen häufig zu einem Verbleib beim Status quo (vgl. Einig et al. 2022: 5; Günnewig et 

al. 2022: 13; 50).  

EEG-Förderung war über lange Zeit kaum für FPV anwendbar, sondern mit deutlich stärkerem Fokus auf 

dachgebundene und kleine bis mittlere PV-Anlagen. Mit der Novelle 2023 wurden mehr Flächen in die 

Förderkulisse aufgenommen, langfristig muss sich die Wirkung dieser Änderungen jedoch noch zeigen. 

Hierbei werden zwar mehr Möglichkeiten geschaffen, FPV-Anlagen zu bauen und somit zur Beschleuni-

gung der Energiewende beizutragen, im Sinne der räumlichen Steuerung wird der Fokus jedoch von 

einer klareren Ausrichtung auf „Innenentwicklung“ hin zu mehr Möglichkeiten zur Flächeninanspruch-

nahme im Außenbereich verschoben. Mit steigender Wirtschaftlichkeit von FPV-Anlagen sinken zudem 
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im Allgemeinen die Anreize, die durch die Vergütung nach EEG bestehen. Es kommt somit immer häufi-

ger auch außerhalb der vom EEG geförderten Flächenkulisse zur Errichtung neuer Anlagen, die Steue-

rungswirkung des EEG lässt in Folge dieser Entwicklungen und der allgemein sinkenden Vergütung nach 

(vgl. Otto/Wegner 2023: 3; Einig et al. 2022: 4 ff.). Konfliktlagen mit anderen Flächennutzungen z. B. des 

Natur- und Landschaftsschutzes oder mit bestehenden landwirtschaftlichen Flächennutzungen neh-

men durch diese Entwicklungen zu (vgl. Einig et al. 2022: 5).   

Die hohe Komplexität von Förderkulisse, Planungs- und Genehmigungsverfahren, Natur- und Arten-

schutz, und den Belangen der verschiedenen Planungsebenen kann den zeitlichen Rahmen für die Um-

setzung erheblich verlängern. Dabei lassen sich sowohl komplexe Gemengelagen, die frühzeitig und in-

tensiv abgestimmt werden müssen, feststellen, es wird aber auch immer wieder auf verschiedene büro-

kratische Hürden hingewiesen. Es besteht Abstimmungsbedarf mit raumordnerischen Festlegungen, 

die Flächen ausschließen, Belange der Landesraumordnung müssen beachtet werden und zugleich 

werden durch die Regionalplanungsträger nur sehr selten Vorrangflächen für FPV-Anlagen ausgewiesen 

(vgl. Otto/Wegner 2023: 9). Zeitintensive, fehlende oder unzureichende Abstimmung zwischen den Pla-

nungsebenen kann dabei zu Konflikten und Verzögerungen und Unsicherheiten im Planungs- und Um-

setzungsprozess von Anlagen führen.  

Da der Ausbau politischen Rückhalt erfordert, können auch wahltaktische Verhaltensweisen von Politi-

ker*innen dem institutionellen Lock-In zugerechnet werden. Die Sorge vor Unmut und Protesten der 

Anwohnenden schlägt sich dabei häufig in zaghaftem oder fehlendem Rückhalt für die geplanten Maß-

nahmen nieder. 

Die weiterhin hohen Subventionen fossiler Brennstoffe (vgl. DIW 2021) und komplexe Preisstrukturen 

für Strom aus erneuerbaren Energiequellen führen zu Planungsunsicherheiten und wirtschaftlichen Be-

denken und somit zu einer indirekten Ausbremsung der Energiewende. So entfällt bei Netzengpässen 

und Negativpreisen am Strommarkt die Marktprämie, die EE-Anlagen werden zur Netzsteuerung schnel-

ler abgeschaltet und mindern somit indirekt den Flexibilisierungsdruck für fossile Energieerzeugungs-

anlagen (vgl. Flecken 2020: 836). 
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Verhaltensbedingter Lock-In 

Effekte des verhaltensbedingten ‚Carbon Lock-In‘ zeigen sich vor allem bei Fragen von Akzeptanz und 

Widerstand gegen FPV-Anlagen. Auf individueller Ebene werden optische Veränderungen vor allem in 

direkter Nähe von Wohngebieten und eine „Technisierung“ des Landschaftsbildes häufig als negativ 

empfunden (vgl. Günnewig et al. 2022: 22; Wagner 2013: 51 f.). Damit einher gehen vor allem in touris-

tisch geprägten Regionen Bedenken bezüglich der wirtschaftlichen Auswirkungen dieser Landschafts-

bildveränderungen. Auch Eingriffe in das Ökosystem können zu Bedenken hinsichtlich des Natur- und 

Umweltschutzes führen und die Akzeptanz in der Bevölkerung senken (vgl. Müller/Dieckmann 2022). Da 

für die Integration in das bestehende Stromnetz häufig noch weitere Grundstücke benötigt werden, 

steigt mit der zunehmenden Anzahl beteiligter Grundstückseigentümer*innen auch die Möglichkeit für 

Verzögerungen und Widerstand. Insgesamt lässt sich beobachten, dass vor allem Debatten um eine Ver-

änderung des Landschaftsbildes häufig sehr emotional geführt werden (vgl. Wagner 2013: 58). Einer Stu-

die der Agentur für Erneuerbare Energien aus dem Jahr 2023 zufolge ist die Akzeptanz der erneuerbaren 

Energien und insbesondere der Photovoltaik jedoch hoch. Abbildung 6 zeigt auf, dass die Akzeptanz 

zusätzlich steigt, wenn die Technologien in der eigenen Umgebung bereits erleb- und erfahrbar sind 

(vgl. Agentur für Erneuerbare Energien 2023; Wirth 2023: 36). Insofern kann die Frage aufgeworfen wer-

den, ob sich Lock-In-Effekte im Bereich von Akzeptanz und Widerstand nicht auch in der „schweigenden 

Mehrheit“ und deren fehlender Teilnahme an Beteiligungs- und Aushandlungsprozessen zu Flächen für 

EE zeigen.  

 

 

Abbildung 6: Zustimmung zu EE-Anlagen in der Umgebung des eigenen Wohnorts 

Quelle: Agentur für Erneuerbare Energien e.V. 2023 
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4.2 Fallbeispiel Freiflächen-Photovoltaikanlage Tempelfelde 

Der Ortsteil Tempelfelde liegt im Südosten Branden-

burgs und ist Teil der ca. 1000 Einwohner starken Ge-

meinde Sydower Fließ (vgl. Amt Biesenthal - Barnim 

2024b). Im Kontext des „Energiekonzepts 2050“ der 

Bundesregierung und der „Energiestrategie Bran-

denburg 2030“ (vgl. GP Planwerk GmbH 2023: 14) soll 

in Tempelfelde eine Freiflächenphotovoltaikanlage 

errichtet werden, die Gesamtgröße der Anlage liegt 

im ersten Entwurf bei 225 Hektar (vgl. Abbildung 7,  

Amt Biesenthal - Barnim 2024c). Die Anlage soll 110 

Megawatt erzeugen und damit ca. 33.000 Haushalte 

versorgen. Dadurch sollen jährlich ca. 44.000 Tonnen 

CO2 eingespart werden. Für die Planung und Umset-

zung sind die Brandenburger Unternehmen NOTUS 

energy und BOREAS verantwortlich. Auch die Ge-

meinde erhofft sich durch den Solarpark höhere 

Steuereinnahmen. Die Anwohnenden aus Tempel-

felde sollen ebenfalls unmittelbar durch den Solar-

park profitieren. Für die Anwohnenden soll ein „ex-

klusiver“ Naturstromvertrag zur Verfügung stehen, 

weiterhin gibt es die Möglichkeit, sich als Anwoh-

nende direkt finanziell an der Anlage zu beteiligen und somit direkt am Erfolg des Projekts teilzuhaben 

(vgl. Notus energy Plan GmbH & Co. KG 2024). 

Der Bau der Anlage soll auch zu einer ökologischen Aufwertung der Fläche führen. Bei der beplanten 

Fläche handelte es sich vormals um einen Intensivacker, welcher nur begrenzten Lebensraum für Tiere 

bot. Der Umweltbericht des Vorhabens hat ergeben, dass keine erheblichen nachteiligen Umweltaus-

wirkungen auf die Umweltbelange zu erwarten sind. Stattdessen wird durch die Errichtung des Solar-

parks eine ökologische Aufwertung erwartet, zum Beispiel durch die Schaffung von Lebensräumen für 

Insekten und kleine Säugetiere. Durch den Bau der Anlage kommt es zu keiner Bodenversiegelung. Die 

Solarpaneele sollen nach 49 Jahren zurückgebaut werden, sodass die Fläche wieder in ihre ursprüngli-

che Nutzung zurückgeführt werden kann. Zusätzlich werden Ausgleichsflächen in Form von Blüh- und 

Streuobstwiesen geschaffen. Diese befinden sich in unmittelbarer Nähe zum Solarpark, sodass auch die 

lokale Fauna von den Flächen profitieren kann. Während der Bauleitplanung werden unterschiedliche 

Beteiligungsformate für die Öffentlichkeit angeboten, sodass auch die Bedenken aus der Bevölkerung 

aufgegriffen werden können (vgl. Notus energy Plan GmbH & Co. KG 2024). 

Das Vorhaben wurde der Gemeindevertretung im August 2020 vorgestellt, die Aufstellung des Bebau-

ungsplans und die dritte Änderung des Flächennutzungsplans wurden Anfang 2021 beschlossen. Der 

Bebauungsplan sollte sechs Sondergebiete mit der Zweckbestimmung „Photovoltaik-Freiflächenan-

lage“ beinhalten. Im Oktober 2021 wurde ein Entwurf für einen städtebaulichen Vertrag zwischen der 

Gemeinde und den Vorhabenträgern vorgestellt. Dieser regelt die gesamte Kostenübernahme durch die 

Vorhabenträger, die Gemeinde erteilt dafür das Baurecht. Der erste Entwurf für den Bebauungsplan 

wurde im November 2021 durch die Gemeindevertretung abgelehnt und das Verfahren aufgeschoben. 

Aufgrund des Drucks aus einer Bürgerinitiative kam es in der Gemeindevertretung zu einer Pattsituation 

mit vier Stimmen für und vier Stimmen gegen den Beschluss (Amt Biesenthal - Barnim 2021). Im April 

2022 wurde anschließend eine Variante mit einer reduzierten Fläche präsentiert. Diese wurde durch die 

Gemeindevertretung angenommen und der Öffentlichkeit vorgestellt (vgl. GP Planwerk GmbH 2022: 

35 ff.; Böldt 2022; Amt Biesenthal - Barnim 2022). Die sechs ursprünglich geplanten Sondergebietsflä-

chen wurden auf drei Gebiete reduziert.  

Abbildung 7: Erster Entwurf für den Solarpark 

Quelle: Amt Biesenthal – Barnim 2024 
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Des Weiteren wurde der Geltungsbereich des Bebauungsplans um ca. 40 % verringert, dabei wurden vor 

allem landwirtschaftliche Flächen aus dem Geltungsbereich entnommen. Die Baufenster für die Solar-

anlagen verloren in diesem Zuge 20 % an Fläche (Amt Biesenthal - Barnim 2024a). Ziel der Reduzierun-

gen war das Verhindern von Sichtbeziehungen zwischen dem Solarpark und dem Siedlungsbereich 

Tempelfelde sowie eine mögliche Tunnelwirkung auf der L292 (vgl. Ahnen&Enkel PartG 2022). Aufgrund 

verschiedener Anregungen durch Bürger*innen gab es im Juni 2022 eine erneute Anpassung der Flä-

chenkulisse. Die Baufenster für Module wurden erneut um 20 % auf insgesamt 110 Hektar reduziert (Amt 

Biesenthal - Barnim 2024a). Des Weiteren wurde der Zeithorizont für den Solarpark von ehemals 49 

Jahre auf 40 Jahre verkürzt (vgl. GP Planwerk GmbH 2023: 15). Im Anschluss wurde die frühzeitige Betei-

ligung von Trägern öffentlicher Belange, Behörden und sonstigen Stellen initiiert. Zwischen Juni und 

August 2022 hatten diese die Möglichkeit, Stellungnahmen zum Bebauungsplanentwurf abzugeben. Auf 

Basis dieser Stellungnahmen wurden kleinere Anpassungen an der Größe der Baufelder und den Ab-

standsflächen vorgenommen. Die für Module nutzbare Fläche wurde dabei von 110 Hektar auf 108 Hek-

tar reduziert. Die mit Modulen überbaubare Fläche wurde während der gesamten Anpassungsprozesse 

von 138 Hektar auf 108 Hektar reduziert (Amt Biesenthal - Barnim 2024a). Die Veränderungen im Zeit-

verlauf sind in den Abbildungen 8-10 dargestellt. Zwischen Juni und Juli 2023 wurden die dritte Ände-

rung des Flächennutzungsplans und der aktuelle Stand des Bebauungsplans erneut öffentlich ausge-

legt. Aufgrund der anhaltenden Kritik sollen die Pläne auch in Zukunft erneut präsentiert werden (vgl. 

GP Planwerk GmbH 2022: 35 ff.). Die Fertigstellung des Solarparks wurde für 2024 erwartet, inzwischen 

wird jedoch das Jahr 2025 für realistisch gehalten. (vgl. Hölscher 2023). 

   

   

 

Des Weiteren wurde der Mindestabstand zu Wohnhäusern auf mindestens 450 Meter festgelegt, sodass 

die Anlage aus dem Ortsteil Tempelfelde nur noch von wenigen Punkten aus sichtbar ist. Der Sicht-

schutz soll gleichzeitig auch noch durch zusätzliche Hecken und Feldgehölze gewährleistet werden. Die 

anfangs geplante beidseitige Bebauung der Grüntaler Straße wurde auf eine einseitige Bebauung redu-

ziert, sodass eine Tunnelwirkung während des Befahrens der Straße vermieden wird (vgl. Abbildung 8) 

(vgl. Ahnen&Enkel PartG 2022). 

 

 

Abbildung 8: Erster Entwurf 2021 

Quelle: Amt Biesenthal – Barnim 2024 
Abbildung 9: Aktueller Entwurf Westseite 

Quelle: Amt Biesenthal – Barnim 2024 

Abbildung 10: Aktueller Entwurf Ost-

seite 

Quelle: Amt Biesenthal – Barnim 2024 
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Die Planungen trafen in der Anwohnerschaft auf starke Kritik. Um die Gegenstimmen zu vereinen, bil-

dete sich das „Barnimer Aktionsbündnis“, welches sich gegen den Aufstellungsbeschluss für den Bebau-

ungsplan ausspricht. Im Folgenden werden die Kritikpunkte des Aktionsbündnisses zusammengefasst 

dargestellt (vgl. Der Tempelhof GmbH 2024): 

• Die Planungen für den Solarpark stünden nicht in Einklang mit dem geltenden Flächennut-

zungsplan. 

• Die Bürger*innen der Gemeinde seien nicht ausreichend über die Planungen informiert worden. 

Weiterhin seien Bedenken und Einwände ignoriert worden. 

• Die Anlage sei überdimensioniert.  

• Das Landschaftsbild und die angrenzenden Ortschaften würden nachhaltig beeinflusst. 

• Die Kommune bringe sich durch ihren hohen Windkraftanteil bereits stärker für die Energie-

wende ein als andere Kommunen. 

• Die Anwohnenden seien nicht ausreichend bei der Standortwahl berücksichtigt worden. 

• Durch den Solarpark werde die lokale Tourismuswirtschaft eingeschränkt. 

• Diverse Wirkungen und Fragen seien nicht abschließend geklärt worden, darunter: 

o Auswirkungen auf die Ökologie und das Grundwasser 

o Auswirkungen auf die Attraktivität des Wohnumfelds 

o Auswirkungen auf die Immobilienpreise vor Ort 

o Zustand der Fläche nach dem Rückbau 

o Aufstellung eines Brandschutzkonzepts 

o Umgang mit Lärmbelästigung während der Anlagenerrichtung  

(vgl. Der Tempelhof GmbH 2024) 

Mit Vorwürfen sieht sich jedoch nicht nur die Gemeinde konfrontiert. Die überplanten Flächen befinden 

sich derzeit noch im Besitz von zwölf Eigentümer*innen, welche ebenfalls in der Kritik stehen, da sie die 

Umsetzung des Solarparks durch den Verkauf oder die Verpachtung der Flächen erst ermöglichen. Im 

September 2023 haben laut Medienberichten Unbekannte vor der Auffahrt eines Landwirts Nägel ver-

streut und Warnbotschaften hinterlassen, dass dieser seine Flächen nicht verkaufen solle. Des Weiteren 

wurden gefälschte Anzeigen gegen den Landwirt in Umlauf gebracht (vgl. Finkler 2023; Böldt 2022). 

Während einige der Argumente gegen die Anlage Interessensgegensätze zwischen den Befürwortenden 

und Gegner*innen der Anlage widerspiegeln, lassen sich andere fachlich entkräften. Dass die Planung 

nicht in Einklang mit dem geltenden Flächennutzungsplan steht, ist keine Seltenheit. Mit dem Aufstel-

lungsbeschluss für den Bebauungsplan wurde auch eine Änderung des Flächennutzungsplans, be-

schlossen. Dieses Vorgehen wird im Baugesetzbuch als „Parallelverfahren“ bezeichnet (Bundesregie-

rung 2023) und kommt in der Praxis gerade bei Großprojekten regelmäßig vor (Böldt 2022). Um Unklar-

heiten zu vermeiden, wurden der Landesplanung die Absichten der Planung mitgeteilt und ein Abgleich 

mit den Zielen der Raumordnung angefragt. Die Landesplanung hat dabei bestätigt, dass kein Wider-

spruch zu den Zielen der Raumordnung besteht (vgl. GP Planwerk GmbH 2022: 8).  



Flächen für erneuerbare Energien: Fokus Freiflächen-PV 25 

Durch die auf Außenstehende teils kompliziert wirkenden Verfahren und Planungsprozesse kann der 

Eindruck entstehen, dass diese nicht rechtskräftig sind. Auch die Kritik an angeblich ungeklärten Sach-

verhalten kann in Teilen zurückgewiesen werden, da ein Umweltbericht mit allen notwenigen Gutach-

ten und Untersuchungen angefertigt wurde, welcher keine nennenswerten Umweltauswirkungen attes-

tiert hat. Durch eine Umwandlung der landwirtschaftlichen Flächen in Dauergrünland wird vielmehr 

eine ökologische Aufwertung der Flächen attestiert, sodass diese sich durch die Nicht-Nutzung regene-

rieren können.  

Die Nutzung von Pflanzenschutz- oder Düngemitteln ist per Festsetzung ausgeschlossen, stattdessen 

sollen die Flächen neben der Solarnutzung auch für extensive Beweidung verwendet werden. Da die 

Module in den Boden gerammt werden, kommt es zu keiner Versiegelung und keinem Stoffeintrag in 

die Böden (vgl. GP Planwerk GmbH 2023: 10 ff.). Weiterhin wird durch die Festlegung von Grünflächen 

innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans ein ausreichender Puffer zu anderen schutzwür-

digen Nutzungen vorgesehen. Dadurch werden die Außenwirkungen des Solarparks minimiert (vgl. GP 

Planwerk GmbH 2022: 28 f.). 

Themen wie die Lärmauswirkungen während der Anlagenerrichtung wurden ebenfalls in der Planung 

berücksichtigt, es soll daher nur unter der Woche zu üblichen Arbeitszeiten gebaut werden. Zusätzlich 

wird während der Brutzeit der bedrohten Feldlerche nicht gebaut, sodass diese nicht gestört wird. Auch 

die Kritik der nicht-berücksichtigen wirtschaftlichen Auswirkungen auf die Kommune kann zurückge-

wiesen werden. Es sind keine negativen Wirkungen auf den Ortsteil Tempelfelde zu erwarten, vielmehr 

bieten sich neue ökonomische Möglichkeiten, da lokale Landwirtschaftsbetriebe in die Pflege und Rei-

nigung der Solaranlagen durch Verträge integriert werden sollen (vgl. GP Planwerk GmbH 2022: 34). 

Die geäußerte Kritik zeichnet sich in Teilen durch eine emotional aufgeladene Sprache aus. Es wird un-

ter anderem der Vorwurf laut, die Anlage würde den Ort „einkesseln“ oder: „Wo heute noch Wiesen und 

Felder ruhen, könnte in 5 Jahren eine mehrere Quadratkilometer große Solarkraftanlage stehen“ (vgl. 

Der Tempelhof GmbH 2024). Die Freiflächenphotovoltaikanlage wird als ein Szenario der Bedrängung 

wahrgenommen. Auch der Umgang mit den derzeitigen Bodenbesitzer*innen bestätigt den Eindruck 

einer emotional geführten Debatte (Finkler 2023). 

Die Betrachtung des Falls Tempelfelde zeigt, dass es sich auch bei Freiflächenphotovoltaikanlagen um 

ein klassisches „NIMBY“-Phänomen („Not in my backyard“) handelt (vgl. Matthiesen 2002: 173). Die Ener-

giewende und eine Elektrifizierung der Infrastruktur und Wirtschaft werden zwar gemeinhin als wichtig 

erachtet, es sollen jedoch direkt vor Ort keine negativen Einflüsse entstehen. So spricht sich ein Mitglied 

der Bürgerinitiative sogar für den Solarpark aus, kritisiert aber dessen Lage, da das Mitglied unmittelbar 

von der Errichtung des Parks betroffen ist (Böldt 2022). Auch das Argument, dass sich die Gemeinde 

durch vorhandene Windkraftanlagen schon für die Energiewende einsetzt und daher andere Kommu-

nen Solaranlagen errichten sollten, unterstützt diese Annahme (Der Tempelhof GmbH 2024). 

Zusammenfassend zeigen sich an diesem Fallbeispiel vor allem die Effekte von verhaltensbedingtem 

Lock-In und deren Wirkmächtigkeit. In gewisser Weise lässt sich aber auch ein institutioneller Lock-In 

darin aufzeigen, wie erfolgreich der Widerstand von Teilen der Bevölkerung war. Zwar stehen der insti-

tutionellen Seite Regularien und Instrumente für die Planung und Umsetzung solcher Vorhaben zur Ver-

fügung, deren Anwendbarkeit hängt letztlich aber dennoch von individuellen Abwägungsprozessen ab, 

auf die Einfluss genommen werden kann (und wurde). Rational betrachtet ist man der Gegenseite in 

vielen Aspekten entgegengekommen, die emotional geführte Debatte ließ sich damit jedoch bislang 

nicht entschärfen.  
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5 Zusammenfassung und Schlussfolgerungen  

Klimaschutz und Klimawandelvorsorge zählen zu den dringendsten gesellschaftlichen und damit auch 

raumplanerischen Herausforderungen. Die Einhaltung der Klimaziele und damit zusammenhängend 

auch der Flächensparziele ist daher von besonderer Bedeutung. Ein wichtiger Aspekt ist die Dekarboni-

sierung bestehender Systeme und Aktivitäten, um den CO2-Ausstoß insgesamt deutlich zu reduzieren. 

Ansätze der Stadt- und Regionalplanung, die Dekarbonisierung zu unterstützen, sind beispielsweise die 

Bereitstellung von Flächen für den Ausbau der erneuerbaren Energien, Leitbilder zur kompakten Sied-

lungsentwicklung oder der klimaresiliente Stadtumbau. Obwohl solche Ideen und Konzepte in der 

Raumplanung seit vielen Jahren bekannt sind, werden diese in der Umsetzung häufig aufgeweicht oder 

ziehen sich in die Länge. Die vorliegende Kurzexpertise zeigt auf, dass das Konzept des ‚Carbon Lock-In‘ 

eine gute Möglichkeit darstellt, die Hintergründe dieser Umsetzungsdefizite theoriegeleitet aus ver-

schiedenen Blickwinkeln zu betrachten und zu erklären.  

‚Carbon Lock-In‘ beschreibt eine sich selbst erhaltende Trägheit, die durch das auf fossile Brennstoffe 

basierende Energiesystem erzeugt wird und in der Folge Strategien und Maßnahmen zur Einführung 

alternativer Energietechnologien hemmt. Es handelt sich somit um eine Art der Pfadabhängigkeit. Die 

entstehenden Carbon Lock-In Effekte lassen sich in drei Kategorien unterteilen.  

• Der infrastrukturelle und technologische Lock-In erklärt sich durch die Langlebigkeit der technischen 

Infrastruktur und die ebenfalls langen Finanzierungszeiträume der Infrastruktur. Diese führen zu einer 

langfristigen Abhängigkeit gegenüber den Technologien, sodass von diesen nur langsam abgewichen 

wird.  

• Der institutionelle Lock-In, also Regeln, Gesetze und Normen, entsteht durch die Entscheidungen von 

Beteiligten, welche ein Interesse daran haben, den politischen und gesellschaftlichen Status quo zu 

erhalten.  

• Der verhaltensbedingte Lock-In ist durch die menschlichen Verhaltensweisen, Werte und Gewohnhei-

ten geprägt. Dabei handelt es sich beispielsweise um die Wahl des eigenen Wohnstandortes oder das 

individuelle Mobilitätsverhalten. Der verhaltensbedingte Lock-In entsteht durch individuelle Entschei-

dungen und vorherrschende soziale Strukturen. Individuelle Verhaltensänderungen lassen sich auf-

grund des Gewohnheitsdenkens des Menschen häufig nur durch eine Kontextänderung erwirken.  

Die verschiedenen Kategorien der Carbon Lock-In-Effekte sind eng miteinander verwoben und wirken 

sich aufeinander aus. Carbon Lock-Ins zeichnen sich durch ihre Trägheit aus. Gelegenheitsfenster, diese 

aufzubrechen, ergeben sich unter anderem durch exogene Schocks, die Verhaltensanpassungen erfor-

dern oder erzwingen. So wirkte beispielsweise die Energiekrise infolge des Ukrainekrieges als exogener 

Schock auf das heimische Energiesystem. Um unabhängiger von russischem Gas zu werden, wurden 

zahlreiche Maßnahmen zur beschleunigten Dekarbonisierung des Energiesystems angestoßen.  

Einen Ansatz für die Dekarbonisierung des Verkehrswesens bietet das Transit-Oriented Development 

(TOD). Dabei handelt es sich um ein integriertes städtebauliches und verkehrsplanerisches Konzept, 

welches die Entwicklung urbaner Quartiere mit hoher Dichte entlang von Verkehrsknotenpunkten des 

schienengebundenen Personennahverkehrs vorsieht. Durch Nutzungsmischung sollen eine kompakte 

Stadtstruktur und gute Erreichbarkeit gegenüber Alltagszielen erreicht werden. Infolgedessen sollen die 

täglichen Wege und die Abhängigkeit vom privaten PKW reduziert und die Nutzung des Umweltverbun-

des sowie das flächensparsame Wohnen gestärkt werden. In der Praxis der Umsetzung des Konzeptes 

zeigt sich, dass dieses selten idealtypisch umgesetzt wird, sondern häufig eher abgeschwächt als Tran-

sit-Adjacent Development (TAD). Gegenüber einer idealtypischen Umsetzung sind die Dichten geringer 

und dem Pkw wird weiterhin ein hoher Stellenwert eingeräumt (z .B. über großzügige oberirdische Stell-

platzflächen). Mobilitätsangeboten des Umweltverbundes abseits des Schienenhaltepunktes wird 

kaum Aufmerksamkeit geschenkt.  
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Carbon Lock-In-Effekte in der Umsetzung von TOD sind beispielsweise die fortschreitende Begünsti-

gung der PKW-Nutzung (technologisch), die fehlende Zusammenarbeit zwischen den an der Umsetzung 

Beteiligten (institutionell) oder die fehlende Akzeptanz für TOD-Projekte in der Bevölkerung (verhaltens-

bedingt).  

Einige der beschriebenen Lock-In-Effekte lassen sich am Beispiel des städtebaulichen Projekts “Neue 

Bahnstadt Opladen” aufzeigen. Hierbei handelt es sich um ein neu geplantes Bahnhofsquartier in der 

Stadt Leverkusen. Dabei wurde vorgesehen, eine Teilfläche mit einer hohen Bebauungsdichte zu entwi-

ckeln, während die andere Teilfläche des Quartiers durch eine Einfamilienhausstruktur mit geringer 

baulicher Dichte geprägt ist. Alternative Entwürfe, die im städtebaulichen Wettbewerb eingereicht und 

betrachtet wurden zeigten, dass auch deutlich höhere bauliche Dichten möglich gewesen wären, wel-

che die Bildung einer kompakteren städtebaulichen Struktur ermöglicht hätten. Gleichzeitig wurden 

zahlreiche PKW-Stellplätze sowohl auf Privatgrundstücken als auch im öffentlichen Raum realisiert, wel-

che die PKW-Nutzung weiter begünstigen. Mögliche Hemmnisse und Lock-In-Effekte können in diesem 

Beispiel unter anderem die vorherrschende Planungskultur und auch Stellplatzsatzungen sein. Insge-

samt zeigt sich ein modernes Quartier mit vielen interessanten Ansatzpunkten, das auf den ersten Blick 

jedoch hinter dem Potenzial der Fläche zurückbleibt, wenn es um die Nutzung der vorhandenen guten 

Anbindung zur Schaffung dichter, nutzungsgemischter Quartiere und die Stärkung des Umweltver-

bunds gegenüber dem MIV geht.    

Der Ausbau von erneuerbaren Energien ist ebenfalls ein essenzieller Teil der Dekarbonisierung. Durch 

den Einsatz erneuerbarer Energien, beispielsweise der Photovoltaik oder der Windkraft, kann die Nut-

zung von fossilen Brennstoffen und damit auch der Ausstoß an Treibhausgasen reduziert werden. Eine 

zentrale Rolle übernimmt hier die Freiflächenphotovoltaik. Diese ermöglicht die Energieproduktion, 

während die Flächen zusätzlich auch durch die Flora und Fauna genutzt werden können. Entgegen der 

Erwartung, dass die ökologische Qualität der genutzten Flächen abnehmen könnte, findet je nach Flä-

chenqualität eine ökologische Aufwertung statt. Bei der Freiflächenphotovoltaik kommt es zu keiner 

Bodenversiegelung, weiterhin werden die Bodenflächen verschattet, sodass Tiere und Pflanzen vor ei-

ner zu starken Sonneneinstrahlung geschützt werden. Die Technologien für die Dekarbonisierung des 

Energiesektors sind im Produktionsbereich schon vorhanden, scheitern aber an unterschiedlichen Her-

ausforderungen. Mögliche Lock-In-Effekte sind hier unter anderem Engpässe im Übertragungsnetz 

(technologisch), die hohe Komplexität von Planungsverfahren (institutionell) oder die fehlende Akzep-

tanz in der Bevölkerung (verhaltensbedingt).  

Vor allem die Suche nach Flächen für erneuerbare Energien gestaltet sich als Herausforderung, wie das 

zweite in der Kurzexpertise untersuchte Fallbeispiel verdeutlicht. In der ca. 1000 Einwohner starken 

ländlichen Gemeinde Tempelfelde (Brandenburg) sollte ursprünglich eine Freiflächenphotovoltaikan-

lage (FPV) mit einer Größe von 225 Hektar errichtet werden. Nachdem die FPV bereits geplant wurde, 

scheiterte das Projekt in seiner ursprünglichen Form in der Gemeindevertretung. Aufgrund des Drucks 

aus einer Bürgerinitiative wurde das Projekt verkleinert und die Bauphase verlängerte sich. Die Bürger-

initiative äußerte diverse Kritikpunkte, unter anderem fühlte sie sich nicht ausreichend über Planungs-

prozesse informiert, gleichzeitig seien diverse ökologische Fragen nicht ausreichend betrachtet worden. 

Während einige Kritikpunkte durchaus fachlicher Natur waren, offenbarte sich das Handeln und die 

Sprache der Bürgerinitiative als stark emotionalisiert. Durch das Misstrauen aus Teilen der Bevölkerung 

wurden der Bau der Anlage und damit auch die umweltfreundliche Produktion des Stroms verzögert. 

Es gilt daher, alle Betroffenen möglichst früh zu informieren, aufzuklären und auch an Entscheidungen 

zu beteiligen, um die Akzeptanz für neue Projekte zu stärken. Wird dies nicht getan, wirkt der verhaltens-

bedingte Lock-In und es bleibt vorerst bei dem Status quo. 

Die Betrachtung des Carbon Lock-In-Prinzips anhand der Beispiele des TOD und des Ausbaus der er-

neuerbaren Energien zeigt, dass Konzepte zur Dekarbonisierung zwar bereits bekannt sind, aber in der 

Praxis nicht konsequent umgesetzt werden. Aufgrund ihres begrenzten Umfangs konnte diese 
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Kurzexpertise methodisch lediglich literatur- und dokumentenbasiert arbeiten. In Bezug auf die darge-

stellten Fallbeispiele „Neue Bahnstadt Opladen“ und „FPV Tempelfelde“ kann dies jedoch lediglich den 

Startpunkt für die genauere Betrachtung darstellen. Die Gründe und Restriktionen, die zu konkreten 

Planungsentscheidungen führen, standen hier nicht im Fokus und müssten, auch um konkrete Lösun-

gen für die Fallbeispiele entwickeln zu können, zum Beispiel in vertiefenden Interviews mit den Pla-

nungsbeteiligten eruiert werden. Die Stärke der theoriegeleiteten Analyse auf Basis des Konzeptes des 

Carbon Lock-In liegt hingegen darin, aus verschiedenen Blickwinkeln Erklärungsansätze zu liefern, wa-

rum planerische Konzepte nicht idealtypisch umgesetzt werden (können). Die drei Ansätze, des infra-

strukturellen, institutionellen und des verhaltensbedingten Lock-Ins bieten dabei eine gute Möglichkeit, 

um bestehende Hemmnisse einzuordnen und dadurch besser zu verstehen. Die Ergebnisse der Kurzex-

pertise helfen damit ein Problembewusstsein dafür zu schaffen, wie der gesellschaftliche ,Carbon Lock-

In‘ die räumliche Planung beeinflusst. Auch Goldstein et al. 2023 weisen darauf hin, dass besonders bei 

überlagernden Lock-In-Phänomenen eine Analyse häufig keinen direkten Ausweg aufzeigen kann, sehr 

wohl aber wichtige Hinweise auf Ansatzpunkte und konkrete Herausforderungen liefert, die es anzuge-

hen gilt (vgl. ebd.: 13).  

Bei der für diese Studie genutzten Kategorisierung von ‚Carbon Lock-In‘-Effekten nach infrastruktu-

rell/technologischem, institutionellem und verhaltensbedingtem Lock-In ließen sich einige der in der 

Literatur beschriebenen Hemmnisse sehr gut in die Kategorien einordnen, vielfach trafen jedoch auch 

mehrere Kategorien auf ein Hemmnis zu, was die in der ‚Carbon Lock-In‘-Literatur beschriebene große 

Schnittmenge bestärkt. Die Komplexität der zugrundeliegenden Lock-In-Effekte und die Überschnei-

dung der daraus resultierenden Restriktionen kann hier aufzeigen, dass nicht nur in der Entstehung der 

beschriebenen Hemmnisse, sondern auch in den Ansätzen zu ihrer Lösung technologische, institutio-

nelle und verhaltensbedingte Faktoren zusammen gedacht werden sollten. Dabei wird deutlich, dass 

die ungenutzten Potenziale planerischer Konzepte und Instrumente zur Dekarbonisierung nur teilweise 

auf „Umsetzungsdefizite“ der Planung zurückzuführen sind. Viele der aufgezeigten Hemmnisse und 

Lock-In-Effekte liegen außerhalb der Zuständigkeit der räumlichen Planung. Sie liegen vielmehr in den 

Interdependenzen innerhalb des komplexen sozial-ökologischen Systems, wie sich beispielsweise an 

der gleichzeitigen Orientierung an den Bedürfnissen des Umweltverbundes und des MIV an TOD-Stand-

orten erkennen lässt. Letztere ist nicht in erster Linie auf „die Planung”, sondern beispielsweise auf MIV-

orientierte technische Regelwerke sowie den „bedarfsgerechten” Ansatz zum Ausbau des ÖPNV in 

Deutschland zurückzuführen. Um systemisch bedingte ‚Carbon Lock-In‘-Effekte, die die Raumentwick-

lung betreffen, aufzubrechen, müssen daher auch Lösungen systemisch gedacht werden und beispiels-

weise auch an solchen Regelwerken oder auch finanziellen (Fehl-)Anreizen für die Nutzung des MIV an-

setzen.  
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